
d c r

dreißigsten Sitzung -es Lnn-tnges z u  Laibach
am 20 . März 1 8 6 3 .

Anwesende: V o r s i t z e n d e r :  v. W u r z b a c h , Landeshauptm ann-S tellvertreter von K rain . —  K. k. S ta t th a l te r : 
F rcih. v. S c h l o i ß n i g g .  —  Säm m tliche M itg lieder, m it Ausnahm e des H errn  L andeshaup tm anns, F reiherrn  u. 
C o d e l l i ,  dann der H erren Abgeordneten: D r . B  l c i w c i s , D r .  R c c h c r , D r . S  n p p a n. —  Schriftführer : 
V i l h a r .

T a g e s o r d n u n g : 1. Lesung bc8 S itzu n gs-P rotok o lls  vom 18. M är;. —  2. Fortsetzung der Berathung über das Gemeindegesetz.

Beginn dcr Sitzung 10 Uhr 35 Minuten Vormittags.

L andeshaup tm ann-S te llvertre ter v. W  n r z b a ch: I n  ämt- 
lichcr Verhinderung des H errn  Landeshauptm anns habe ich 
die E h re , die V erhandlung zu leiten.

Ich  constatire die Anwesenheit der legalen Anzahl von 
Abgeordneten und eröffne die S itzung.

Ich  bitte um  V orlesung des P rotokolls.
(S chriftführer V ilh a r liest dasselbe. —  Nach dcr 

V erlesung.) I s t  gegen die Fassung des P rotokolls etwas 
zu erinnern?  (Nach einer Panse.) W enn n ich t, so erkläre 
ich cs für genehmiget.

ES sind m ir vor der S itzung folgende Stücke zuge
kommen :

Eine P etition  dcr Buchdrucker und P apier-Fabrikanten  
und der Buchbinder in Laibach, um V eran lassung , daß die 
Schulbücher in beiden Landessprachen im Lande aufgelegt 
werden.

Diese P etition  wird dem Petitions-A usschüsse zuge
wiesen werden.

W eiters hat dcrH crrL andtagsabgcordncte D r .  T om an 
folgende Einlage an das P räsid ium  gerichtet. (L iest:) 

„ Ich  beehre m ich, an dnö h. P räsid ium  15  Stück der 
M ittheilungen  dcr juristischen Gesellschaft in Laibach, u. ;. 
7 . und 8. Heft des I. J a h rg a n g e s , enthaltend 2 V orträge 
des H errn  W ilhelm  R itte r v. F ritsch , k. k. B crg-C om inis- 
s ä r s ü b e r  die Neubesteucrung des österreichischen B e rg 
baues im Allgemeinen und m it besonderer Rücksicht ans 
K ra in , welche Hefte ich durch G üte der bezüglichen löbl. 
V ercins-D ircction  erw orben, zu dem B ehufe zn übersenden, 
daß das h. P räsid ium  solche ans den Tisch des h. Land
tages zur gefälligen Abnahme durch die 1‘. T . H erren Land- 
tagsabgcordnetcn niederlege. D ie  V orlage dieser V orträge 
erlaubte ich m ir insbesondere ans dem G ru n d e , weil durch 
dieselben die M otiv irung  meines A ntrages hinsichtlich dcr 
Freischurfsteuer vereinfacht, vorbereitet und vermittelt w ird ."

XXX.  Landtags - Sitzung.

Ich  bitte dieses zur gefälligen Kenntniß zu nehmen.
H ier liegen die betreffenden Hefte. Jen e  H erren, 

welche sich dafür interessircn, sind berechtiget, davon Exem
plare abzunehmen.

H err Landtagsabgcordnctcr K oslcr hat um  einen drei
tägigen U rla u b , von morgen angefangen, gebeten, welcher 
ihm zu Folge der Geschäftsordnung vom Präsid ium  er
theilt wird.

W ir kommen nun zum ersten Gegenstände dcr T ag es
ordnung : Fortsetzung dcr D ebatte über daö Gemeinde- 
gesetz. Ich  bitte den H errn  B a ro n  A pfaltrern , den V o r
trag zu beginnen.

Berichtcrst. Frcih. v. A p f a l t r e r n :  (Liest.) „5 . 
Hauptstück. V on dem G em einde-H aushalte  und von den 
G cm cindcum lagcn." Ich  bitte, vielleicht über den T ite l 
das h. H a u s  zu befragen.

P r ä s i d e n t :  I s t  etwas gegen den T i te l , der eben 
vorgelesen w urd e , zu erinnern? (E s  meldet sich N iem and.) 
W enn n ich t, so erkläre ich ihn a ls  angenommen.

Berichtcrst. Frcih. v. A p f a l t r e r n :  (Liest Z. 61 .)
P r ä s i d e n t :  Wünscht welcher dcr H erren das W o r t? 

(Nach einer Panse.) W enn N iem and , so bringe ich den 
§. 61 in dcr eben vorgelesenen Fassung zur Abstimmung.

Jene  H e rre n , welche m it demselben einverstanden sind, 
bitte ic h , sich gefälligst zu erheben. (Geschieht.) E r ist 
angenommen.

Berichtcrst. F rcih. v. A p f a l t r e r n :  (Liest §. 62 .)
P r ä s i d e n t :  W ird zu diesem P a rag rap h c  daS

W ort gewünscht? H err Kromer hat das W ort.
Abg. K r o m e r :  Ich  kann mich m it dem zweiten 

Absätze dieses P arag raphes nicht einverstanden erklären. 
D ieser Absatz lautet näm lich : „D ie  Umgestaltung u. s. to."



E in  Object umgestalten heißt, diesem Objecte eine 
andere F o rm , eine andere G esta lt, Einrichtung oder W id 
mung geben; also ein und dasselbe Object in eine verän
derte Gestalt umwandeln.

D ie  Umtauschung, die Verwechslung eines Objectes 
m it einem andern, ist im  W orte Umstaltung nicht mitbe- 
griffen. N un glaube ich, daß der Gemcindevorstand vor
erst ein Object nicht umstellten w ird ,  wenn er hiedurch 
dessen W erth vermindern soll. Noch weniger w ird  er m it 
einer Einlage an den Landes-Ansschnß kommen, m it der 
B it te ,  ein Object umstaltcn und dadurch dessen W erth 
vermindern zu dü rfen ; denn dadurch müßte er sich ja selbst 
ein Dem enti geben. Zudem aber glaube ich, daß die U m 
staltung eines Objectes ganz in der dem Gcmcindcvorstaudc 
eingeräumten Verw altung gelegen sei.

W enn der Gemcindevorstand z. B .  einen Schoppen in 
eine S ta llu n g , oder in  ein Wohngebäude um staltcn, wenn 
er eine Wiese künftighin als Ackcrgrund cultiv iren w i l l ,  so 
w ird  er fü r  diese Umstaltung doch nicht m it die B e w il l i
gung des Landes - Ausschusses einkommen müssen, das ist 
bloß eine Berwaltungssachc.

Wenn also dieser Absatz angenommen w ürde, so würde 
man dem Gemeinde - Ausschüsse Verpflichtungen auflegen, 
die selbst die Regierungsvorlage nicht anfordert. Denn in 
der Regierungsvorlage, u. z. im  §. 87 heißt es : (Liest.)

„D ie  Angelegenheiten, in  welchen die Beschlusse des 
GcmcindeanSschusscs der Genehmigung des Landesaus- 
schnsscs unterzogen werden müssen, sind außer den an an
deren O rten dieses Gesetzes (§§. 2, 4, 78 und 84) be
zeichneten :

1. D ie  Veräußerung, Verpfändung oder bleibende 
Belastung einer zum Stammvermögcn ober S tam m gntc 
der Gemeinde oder ih rer Anstalten gehörigen Sache;

2. die Vcrthe ilung der Jahresüberschüsse unter die 
Gemcindemitglieder (§. 6 2 ) ;

3. die Aufnahme eines Darlehens oder die Ueber
nahme einer H a ftung, wenn der Betrag des Darlehens 
oder der Haftung m it Einrechnung der bereits bestehenden 
Schulden die Jahrescinkünfte der Gemeinde und bezüglich 
der Gemeindcanstalten übersteigt. (A rt. X V ll l  des Ge
setzes vom 5. M ü rz  1 8 62 .)"

Nicht auch die Umstaltung einer Sache, auch nicht die 
Umtauschung einer Sache, ist an eine B ew illigung gebun
den ; wenn jedoch der Ausschuß gemeint h a t, daß auch die 
bloße Vertauschung einer Sache m it der andern an die 
Genehmigung des Landes-Ausschusses gebunden sei, so ließe 
sich im  §. 8 7 ,  im  ersten Absätze, noch das W o r t :  „der 
Austausch" einschalten, wodurch dieser Ansicht des A us
schusses ein hinlänglicher Ausdruck gegeben würde. A lle in , 
jede Umstaltung eines Objectes an die Genehmigung des 
Landes-Ausschusses zu b inden, wäre zu weit gegangen und 
würde dem Gemeinde-Ausschusse m ir uunöthige Schreibe
reien verursachen, und im  Landes-Ausschüsse eine Menge 
geringfügiger Arbeiten zur Folge haben.

Ich  bin daher fü r die Weglassung dieses zweiten A b
satzes und würde b itte n , daß über die einzelnen Absätze 
dieses Paragraphcs abgesondert abgestimmt werde.

Abg. D e s c h m a n u :  Es ist nach dem dritten Alinea 
des §. 62 zur Vcrthe ilung des Stammvcrmögcns und 
Stam m gutes unter die M itg lied e r der Gemeinde, und be
züglich Untcrabtheilungcn ein Landcsgesctz erforderlich.

W ir  haben schon einige M a le  in dem h. Hanse Ge
legenheit gehabt, nachträgliche Genehmigungen zur Verthci- 
lung von Gcmeindcgründeu zu ertheilen; namentlich erin
nere ich mich ans den F a ll ,  der vor Kurzem hier vcrhan-

: bett w urde, da in einer Gemeinde, wenn ich nicht irre , 
j V iso v ik , in der Nähe von Laibach, eine Gcmcindcweide 

unter die M itg lied e r vertheilt worden war. W enn ich nun 
j bedenke, daß zu jedem Landesgesetze nach §. 75 des S ta -  
: tutes fü r  K ra m , die Zustimmung des Landtages und auch die 

Sanction  des Kaisers erforderlich is t; wenn ich weiter be
denke , daß cs sich oft m it Parccllcn oder m it Grundstücke 
handelt, welche an und fü r sich beinahe gar keinen W erth 
haben, sondern erst dadurch, wenn sie zur Vcrthe ilung ge
langen , und nachdem sic Eigenthum der einzelnen M i t 
glieder werden, einen W erth erlangen, so finde ich cs 
wirklich fü r sonderbar, wenn man zu allen solchen V erle i
hungen die Zustimmung des Landtages und auch die S anc
tion des Kaisers erfordern würde.

Ich  glaube überhaupt, daß das Landesgesetz nicht fü r 
jeden einzelnen F a ll ,  wo eine Genehmigung des Landtages 
e rfo lg t, nothwendig sein w ird ,  indem ja selbst bezüglich 
der Um lagen, welche vom h. Landtage beschlossen worden, 
nu r bei einem bestimmten Betrage die kaiserliche S anction  
erfordert w ird . M a n  kann nicht genug hervorheben, wie 
wünschenswerth cs sei, daß die sterilen Gcmciudcwcidcn 
sobald als möglich vertheilt und einer besseren Benützung 
zugeführt werden, man soll daher in dieser Beziehung 
den Gemeinden so wenig als möglich Hindernisse in  den 
Weg legen, und auch so wenig als möglich Form alitäten 
dicßfalls vorschreiben.

Ich würde daher die Vertheilung der Gcmeindeweidcn 
unter die Gemeindemitglieder keineswegs an die Zustim 
mung des Landtages gebunden wissen w o llen , sondern diese 
letztem dem Wirkungskreise des Landes-Ausschusses zutheilen. 
M e in  Antrag geht daher da h in :

„D e r  h. Landtag wolle beschließen:
I m  §. 62 sei in  dem zweiten Alinea nach den W orten : 

„geschmälert w ird "  einzuschalten: „ferner die Vertheilung 
der Gemeindeweiden unter die M itg lied e r der Gemeinde 
kann m it m s. w . " , und das dritte A linea Hütte dann zu 
beginnen: „S o n s t ist zur Vcrthe ilung u. s. w ."

D a  nun H err Krom er einen Antrag gestellt hat, wel
cher auf Streichung des zweiten A linea im Entwürfe des 
Ausschusses h inzie lt, würde ich eventuell den A ntrag stellen, 
daß, fa lls  diesem Antrage des H errn  Kromer Folge gegeben 
w ü rde , mein Antrag zu einer passenden Unterbringung und 
S ty lis irn n g  dem Ausschüsse zugewiesen werden möchte, daß 
jedoch früher an das Hans die Frage gestellt w ü rde , ob 
es m it dem Principe meines Antrages einverstanden sei.

P r ä s i d e n t :  D e r Antrag des H errn  Abg. Deschmanu 
la u te t:

D e r h. Landtag wolle beschließen:
I m  §. 62 sei einzuschalten:
„Ferner die Vertheilung der Gcmeindeweidcn unter 

die M itg lied e r der Gemeinde, kann m it m s. w . nach der 
Vorlage des Ausschusses, und das dritte A linea hätte zu 
beginnen: Sonst ist zur Vertheilung u. s. w.

Ich stelle zunächst die Unterstützungsfrage und bitte 
jene H e rren , welche den Antrag unterstützen w o llen , sich 
zu erheben. (Geschieht.) E r ist hinreichend unterstützt. 
Wünscht noch Jemand der Herren das Wo r t ?  (Nach einer 
Pause.) D a  sich Niemand meldet, ersuche ich den H errn 
Berichterstatter zu sprechen.

Bcrichtcrst. F rcih. v. A p f a l t r e r n :  W as den 
Antrag des H errn LandcSgcrichtSrathcs Kromer anbelangt, 
so glaube ich , hat der Antragsteller im zweiten A linea des 
Ausschnßantragcs die W orte „ in  ein anderes" nicht in  die 
gehörige Berücksichtigung gezogen.

Ich erlaube m ir daher dieses Alinea noch ein M a l zu 
lesen, eS lautet nach dem Ausschnßantrage: (Liest es.)



D ie  Umgestaltung in ein anderes, d. 1). a lso : D ie
Umgestaltung eines EigenthumSobjcctcs in  ein anderes 
Eigenthnmsobjcct n. s. w.

Dieses ist ein wesentlich verschiedener F a ll ,  der hier
durch den Ansschnßantrag geregelt w ird , von beut Falle, 
welchen der Herr Landcsgerichsrath Krom cr im  Auge hat 
und zur Begründung seines Antrages angeführt hat.

Wenn ich ein Eigenthumsobjeet in seiner Form  tauge» 
sta lte, so w ird  cs nicht in ein anderes umgewandelt, son
dern cs bekommt eben nur ein anderes äußeres Erscheinen, 
eine andere F o rm , allenfalls eine andere Bcnützungsart, 
aber cS w ird  nicht ein neues Eigenthnmsobject, nämlich 
ein von dem frühern Eigenthumsobjcctcs verschiedenes, 
darum glaube ich, w ird  durch daö zweite Alinea des §. 62 
des Ausschuß - Antrages nicht jene Beschränkung der V e r
waltung des Gemeinde-Ausschusses bewirkt, welche der H e rr : 
Landesgcrichtsrath Krom cr vermieden wissen w i l l ,  und 
welche demselben aufzuerlegen gar nicht in t S inne des 
Ausschusses gelegen war.

Jedoch solche Umgestaltungen der EigcnthuinSobjectc, 
wodurch ein solches beseitiget und an seine S te lle  ein an
deres gesetzt w ird , könnten in einer Weise geschehen, daß 
das Stammvermögcn einer Gemeinde darunter Schaden 
l i t t e , und insofcrne wollte diese M an ipu la tion  des Ge
meinde - Ausschusses an die Zustimmung des Landes-A u s - 
schusses gebunden werden.

Eine Wiese in  einen Ackergrnnd zu umwandeln, einen 
Schoppen in ein W ohnhaus umzustaltcn, hat gar kein 
H inderniß  und, um dieses thun zu können, w ird  der Ge
meinde - Ausschuß keineswegs nöthig haben, sich an bett 
Landes - Ausschuß zu wenden. Jedoch ein Haus zu ver
kaufen und statt des Hauses ein Grundstück zu kaufen, 
oder ein Grundstück zu verkaufen um m it dem Gelde ein 
Hans zu kaufen, zu solchen Umwandlungen soll immerhin ' 
der Gemeindc-Ansfchnß an die Genehmigung des Landes- 
AusschnsscS gebunden fe in , weil dieses wirklich wichtige 
Akte der V erw altung dcS Gcmcindevcrmögcnö sind.

Dieses erlaubte ich m ir auf den Antrag des Herrn 
K rom cr zu erwidern und wünsche m it Rücksicht auf diese 
M o tive  den Antrag des Ausschusses aufrecht zu erhalten. j

W as bett Antrag des Herrn Deschmann anbelangt, 
so bin ich allerdings m it ihm vollkommen einverstanden, 
daß eS wünschenswerth is t, daß die Verthcilnng der Ge- i 
mcindewciden unter die M itg lieder der Gemeinde möglichst 
erleichtert werde.

Es wurde auch in t Ausschüsse selbst ein dahin zielen
der Antrag gestellt und fü r gewisse Fälle die Genehmigung 
durch einen Landtagsbeschlnß befürwortet, konnte jedoch 
nicht die M a jo r itä t  erlangen.

Ich  werde mich daher in  meiner Erwiederung ans den ; 
Antrag dcS H errn Dcsthmann vollkommen objectiv halten, : 
und in dieser Hinsicht an daS bessere Erkennen dcS hohen 
Hauses appcllircn, indem der Gegenstand ein an und fü r 
sich sehr klarer is t, und daher Jeder fü r sich leicht urthei
len kann, ob in der einen oder andern A r t  den Beschluß 
zu fassen dem Interesse der Gemeinden entsprechender ist.

N u r auf Eines erlaube ich m ir ansmcrksam zu machen. 
D e r Antrag des H errn Dcschmann ging dahin, daß in 
das zweite Alinea des §. 62 die Einschaltung derart ge
schehe, daß das zweite A linea sohin lauten wurde:

„D ie  Umgestaltung eines Eigenthumes - Objectes in 
ein anderes, wodurch der W erth dcS StammvcrmögenS 
nicht erheblich geschmälert w ir d ; ferner die Vcrthcilung dcr 
Gcmeindcweidcn unter die M itg liede r der Gemeinden, kann 
m it Zustimmung des Landes-Ansschnsses erfolgen", in  dieser

A rt könnte ich mich nicht vollkommen einverstanden erklären, 
jedoch in einer andern A rt w o h l, nämlich der, daß dieser 
Beisatz, welchen der H err Antragsteller wünscht, in daS 
zweite A linea des §. 62 aufgenommen w ürde , aber nicht 
zwischen die W orte „geschmälert w ird " und „kann", sondern 
zwischen die W orte „Landes - Ausschuß" und „erfolgen" 
u. z. m it einer S ty lis irn n g , daß dieses zweite A linea, wel
ches zur größeren Deutlichkeit wiederholt zu lesen ich m ir 
erlaube, lauten w ü rde : „D ie  Umgestaltung kann m it Z u - 
stiinmung des Landes-Ausschusses, die Berthcilung der 
Geincindeweiden unter die M itg lieder der Gemeinde m it 
jener des Landtages, oder durch einen Landtagsbcschluß 
erfolgen."

I n  dieser Hinsicht wolle das Hans entscheiden, wie 
cs jeder Einzelne nach seinem besten Wissen fü r das W oh l 
der Gemeinde entsprechender erachtet.

D ie  Verhältnisse umständlicher zu beleuchten, habe ich 
wirklich nicht nothwendig, indem sich darüber Jeder sehr 
leicht selbst ein U rthe il bilden kann, ohne daß ich dem 
hohen Hanse durch weitere Erörterungen lästig zu fallen 
brauche.

P r ä s i d e n t :  H err Berichterstatter, ich bitte um 
Ih ren  Antrag m it der Anfrage, ob S ie  ihn im eigenen 
Namen oder im  Namen des Ausschusses gestellt haben?

Berichterst. Freih. v. A p f a l t r e r n :  I s t  es vielleicht 
gefällig, H e rr Vorsitzender, die Sitzung aus ein Paar M i 
nuten zu tinterbrechen?

S ta tth . Freih. v. S c h l o i ß n i g g :  I n  diesem Falle 
erlaube ich m ir nur einige W orte über den Paragraph zu 
sprechen, weil das eben vielleicht zur Aufklärung dienen kann.

Ich  spreche nur über das zweite A linea der Regie- 
rungsvorlnge, zu welchem der Ansschnßantrag int dritten 
Alinea einen Zusatz gemacht hat.

D ie  Regierungsvorlage lautet:
„Z u r  Vcrthcilung dcS StammvermögenS und des 

Stammgntcö unter die Gcmeindeglicdcr ist ein Landesgesetz 
erforderlich."

Es macht der AnSschnßantrag dazu den Zusatz „unter 
die M itg lieder der Gemeinde, oder bezüglich einer Unter- 
Abtheilung."

N un w ird  von Seite der Regierung gegen diesen 
Zusatzantrag „oder bezüglich einer Untcrabthcilnng" keine 
Einwendung gemacht, in  der Voraussetzung, daß es sich 
wirklich um das Stammvermögcn und das S tam m gnt 
einer Unterabtheilnng, wie sie im  §§. 13 und 14 der Ge
meinde-Ordnung genannt sind, handelt, also um ein eigent
liches Gemeindevcrmögen. N un ist hier die Berathung 
und Verhandlung auch aus die Hutwciden bezogen worden, 
und cs w ird  beantragt, man möge hinsichtlich der H u t- 
weidevertheilung einen eigenen Zusatz im  zweiten Alinea des 
Ansschußantrages machen.

Ich  erlaube m ir zu bemerken, daß, so viel m ir be
kannt is t, die Hntwciden in  K ra in  größtcntheils nicht als 
Gcmcindegnt angesehen werden können, sondern entweder 
das Vermögen einer einzelnen O rtschaft, oder gar nur einer 
gewissen Classe Bewohner einer einzelnen Ortschaft sind.

Dieses Vermögen meine ich, kann man keineswegs 
als ein Gcmcindcvcrinögen ansehen, und die Verfügung 
der Privatcigcnthümer über dasselbe den Beschränkungen 
der Gemcindcordnung unterwerfen.

D ie  Eigenthümer einer solchen Hntwcide stellen sich 
als die Besitzer eines gemeinschaftlichen Eigenthums dar, 
und dieses Eigenthum ist nur nach dem bürgt. Gcsetzbnche 
zu beurtheilen; die Theilung desselben ist daher auch 
nur an die Vorschriften des bürgerlichen Gesetzbuches 
gebunden.



Ich  mache weiter darauf aufmerksam, daß die H u t- j 
weidenvertheilung schon im  vorigen Jahrhunderte angeordnet, 
und daß befohlen worden is t, sie wegen der allgemein an
erkannten Nützlichkeit auf alle Weise zu fördern. Ich habe 
bis in die neueste Z e it gefunden, daß fo rt und fo rt geklagt 
w ird , daß diese so nützliche und wohlthätige Bcrordnung 
nicht überall in  Vollzug gesetzt worden ist.

Auch in den landwirthschaftl. Zeitschriften und gerade 
in der landwirthschaftl. Zeitschrift dieses Landes ist dieses 
vor Kurzem erst berührt worden. Ich  glaube, cs wäre 
also mm nicht an der Z e it ,  diese Hutw ciden, welche kein 
Gemeindegnt, sondern gemeinschaftliches Eigenthum meh
rerer Privaten s ind, einer Beschränkung unterziehen und 
namentlich die Vertheilung derselben erschweren, statt fö r
dern zu wollen (B ra v o , B r a v o ! R u fe : G u t , Sehr-
rich tig ), auf das, meine H erren, mache ich aufmerksam 
und würde wünschen, daß nicht ein Zusatz im  Gesetze ge- ' 
macht w ird , wodurch man darüber irre  geführt w ird , ob 
nicht etwa diese Hutwciden darunter verstanden sind.

Nach meiner Ansicht sind diese H ntw eidcn, welche, 
wie gesagt, Ortschaften oder einzelnen Classen von Bew oh
nern gehören, in das Gcmeindcgesetz gar nicht einzubezichen, 
und cs hat weder der Landtag noch der Landes-Ausschuß 
nach meiner M einung darüber abzusprechen.

Abg. D  c s ch m a n n : Ich  b itte , nur zu einer B e 
richtigung erlaube ich m ir das W o rt zu ergreifen. I n  : 
meinem Antrage ist von Hntweidcn keine Rede, sondern j 
nu r von Gemeindcwcidcn, und ich glaube, daß eben die 
wiederholten F ü lle , Ivic sic schon im  hohen Landtage vor- : 
gekommen sind, mich berechtigen, diesen Antrag zu stellen, 
indem ich nicht voraussetzen kann, daß z. B .  zur Verthei- ; 
lung jener Parze llen, wie sie die Gemeinde Visovik im  i 
verflossenen Jahre vorgenommen ha t, die Sanction des ■ 
Kaisers nothwendig wäre.

Berichtcrst. Freih. v. A p f a l t r e r n :  D ie  in  dieser 
Richtung äußerst licbcrale Gesinnung S r .  Excellenz des 
H errn  S ta ttha lte rs  gestattet m ir, m  meinem früher gestellten 
Antrage noch weiter zu gehen. Ich  bin damit vollkommen ; 
einverstanden, daß das Eigcnthumsrecht in dieser Richtung i 
möglichst wenig beschränkt werde. Es war auch nicht die ; 
In te n tio n  des Ausschusses, durch den A n tra g , welchen er 
an das hohe Haus gestellt ha t, befürworten zu wollen, 
daß d a s , Gemeinden n ic h t  als s o l c h e n ,  sondern ein
zelnen Theilen derselben, einer Klasse der Bewohner unter i 
sich gehörige gemeinsame Eigenthum unter irgend eine Con
tro lle des Gemeindcgesctzes stellen zu wollen. D enn d a s ! 
Gemcindegesetz hat sich nu r ans Bestimmungen zu beziehen, 
welche das Gemcindewescn anbelangen, und nur rücksicht- j 
lief) der Untcrabtheilungen glaubte der Ausschuß deßwegen 
eine Fürsorge treffen zu sollen, w e il eben derart in  Z u 
kunft als Untcrabtheilungen einer Gemeinde bestehende dcr- 
malige Ortsgcmcinden in  häufigen Fällen ein Vermögen 
besitzen, welches in Zukunft einer Fürsorge bedarf. Jedoch 
Theile von Gemeinden, eine gewisse Anzahl von M itg liedern  
einer solchen Gemeinde, die ein solches gemeinschaftliches 
Eigenthum besitzen, wollte er durchaus nicht an eine Beschrän- j 
kung gebunden wissen, indem man dicßfalls den Bestim 
mungen des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches nicht vor
greifen könnte, und §. 11 G . - O . maßgebend ist. Jedoch 
glaube ich, daß bei den Vertheilungcn jenes S tam m ver- 
m ögcns, welches eine G e m e i n d e  oder eine U  n t  e r  a b- 
t h c i l u n g ,  tote sie künftig bestehen werden, nämlich der
zeit bestehende kleinere Gemeinden besitzen, ein entsprechender 
Schutz, eine hinreichende Sicherung vor unzweckmäßiger 
Gebahrung geboten w ird , wenn derlei Veränderungen m it |

dem Eigenthum der Gemeinden an einen Landtagsbeschluß 
gebunden werden, w e il der Landtag in  der Lage is t, die 
dicßfälligcn Bedürfnisse und die bezüglichen Verhältnisse zu be
urtheilen und ihnen Rechnung zu tragen, ohne daß cs nöthig 
wäre, einen derartige» Beschluß durch das hohe M in is te rium  
zur Sanction S r .  M ajestät zu leite». Hiedurch würde das 
Eigenthum der Gemeinden nicht mehr gesichert werden, w e il 
man eben daun in W ien nicht m c h r  die Gelegenheit hat, 
über die Beschlüsse, die der Landtag gefaßt h a t, weitere 
Erörterungen einzuleiten. Ich  glaube daher unter Zurück
ziehung meines frühern Antrages den Antrag stellen zu 
dürfen: „E s  wolle der hohe Landtag beschließen, das W o rt 
„ „Landesgesctz"" im  letzten A linea 'des Ausschuß-Antrages 
sei m it betn W orte „„Landtagsbcschluß"" zu vertauschen," 
wodurch daun diese Veränderungen m it dem S tam niver- 
mögen und Stammgute der Gemeinde lediglich an einen 
Landtagsbcschluß gebunden wären.

Diesen Antrag stelle ich jedoch als einzelnes Landtags- 
M itg lie d .

P r ä s i d e n t :  D e r hohe Landtag hat den Antrag 
des H errn  B a ro n  A pfa ltrern vernommen.

_ Ich  stelle die Uuterstützungöfragc. Jene Herren, welche 
demselben beipflichten, belieben sich, zu erheben. (Geschieht.) 
E r ist hinlänglich unterstützt. Ferner hat der H e rr B a ro n  v. 
A pfa ltrern au bett Vorsitzenden die B it te  gerichtet, die 
S itzung auf 5 M in u ten  zum Behufe einer Besprechung zu 
unterbrechen.

Berichtcrst. Freih. v. A  p s a l  t  r  e r  n : Ich  glaube . . .
P r ä s i d e n t :  O der w ird  cs vielleicht jetzt nicht noth

wendig sein? (Nach einer Pause.) B it te  | je r r  B a ro n , 
bestehen S ie  noch darauf?

Berichtcrst. Freih. v. A p f a l t r e r n :  N e in , ich be
stehe jetzt durchaus nicht darauf.

Abg. K r  o u t e r :  Ich  bitte nochmals um 's W ort.
P r ä s i d e n t :  S treng genommen nach der Geschäfts- 

O rdnung dürfte , nachdem der Berichterstatter gesprochen 
hat . . .

Abg. K  r  o m e r : Es ist ein neuer Antrag gestellt 
worden.

P r ä s i d e n t :  Ich  ertheile Ih n e n  das W ort.
Abg. K r  o u t e r :  M i r  liegt es sehr daran , daß das 

W o rt „d ie Umgestaltung" im  2. A linea nicht verbleibe; 
denn die In te rp re ta tion  dieses W o rte s , wie sie der Herr- 
B aron  v. A pfa ltrern gegeben h a t, ist offenbar eine irrige, 
umgestalten heißt doch nichts anderes, als dasselbe Object 
in einer andern Gestalt bringen. Verwechseln oder ver
tauschen sind nach meiner Ansicht davon ganz verschiedene 
Begriffe.

Eine Umgestaltung kann an demselben O bjecte, eine 
Vertauschung oder Verwechslung nur zwischen zwei O b 
jecten vorgehen. Es ist auch ganz r ich tig , wie ich gesagt 
habe, daß dadurch, wenn ich einen Schoppen in ein Haus 
verwandle, ein Object nur umgestaltet w ird  und zu derlei 
Umstaltungen soll nach meiner Ansicht die B ew illigung  des 
Landes - Ausschusses durchaus nicht erforderlich sein. Ich 
beharre nicht darau f, daß der ganze zweite Absatz gestrichen 
werde, wenn der h. Versammlung gedient is t , eine andere 
S ty lis irung  zu w äh len, welche die Sache deutlicher präci- 
s ir t, so bin ich damit einverstanden; allein daö W o rt 
„umgestalten" könnte nach meiner Ansicht hier nicht ver
bleiben , weil cs nur viele unnöthige Anzeigen an den 
Landes - Ausschuß provociren würde.

P r ä s i d e n t :  D ie  Debatte über §. 62 ist geschlossen.
Berichterst. Freih. ». A p f a l t r e r n :  Wenn cs er

laubt is t, werde ich noch das W o rt ergreifen.



Ich  sehe, daß die Wünsche des Ausschusses m it seinem 
ursprünglichen Antrage vollkommen dahin gehen, wohin 
auch die Wünsche des H errn Antragstellers Krom er zielen, 
nu r stoßt er sich au dem W orte Umgestaltung, welches 
allerdings durch ein passenderes ersetzt werden könnte. I n  
dieser Hinsicht erlaube ich m ir ,  wieder jedoch als Einzelner 
den Antrag zu stellen, daß das W o rt Umgestaltung m it 
dem W orte Umtausch verwechselt werde, und daß cs demnach 
hieße: „der Umtausch eines Eigenthumsobjectcs gegen ein 
anderes u. s. w . , das Ucbrige nach dein W ortlau te  des 
Ausschußautrages." Ich  werde sogleich meinen Antrag 
schriftlich einbringen.

S ta tth . Freih. v. S  ch l  o i  ß n i  g g : Ich  bitte um 
Vergebung, es ist zwar das nur eine Stylisirungssache, 
aber ich glaube, es ist das nicht der richtige deutsche 
Ausdruck.

M a n  umstelltet nicht eine Sache gegen eine andere.
Berichtcrst. Freih. v. A p f a l t r e r n :  D aö freilich 

n ich t, es heißt aber Umtausch.
S ta tth . Freih. v. S  ch l  o i j j  n i  g g : W enn cs Um 

tausch he iß t, dann bitte ich um Entschuldigung.
Abg. B r o l i c h : Z u  diesem Antrage bitte ich um das 

W o r t ;  ich werde mich ganz kurz fassen. „D ie  Umgestal
tung eines Eigenthumsobjeetes gegen ein anderes" ist nach 
meiner Ansicht m it der ursprünglichen S ty lis irn n g , wie 
sie der H e rr Berichterstatter B a ro n  Apfa ltrern gegen
w ärtig  ändern w ill,  nicht recht zusammenpassend. Nehmen 
w ir  a u , es w ird  der Umtausch eines O bjectes, eines we
niger werthvollen Objectes gegen ein mehr werthvolleö 
Object beschlossen, dadurch w ird  hier das Eigenthum nicht 
geschmälert; es können aber Verhältnisse eintreten (Heiter
keit), daß man einen solchen Umtausch gern sehen würde, 
daß man von den allfälligen Einkünften etwas dazu zahlen 
w ürde, so daß hier durch den Umtausch nicht eine Schmä
le rung, sondern im  Gegentheile eine Verbesserung des 
StammvcrmögenS erzielt würde. Ich  beantrage daher, die 
S ty lis irn n g  dieses Antrages dem Ausschüsse zurückzustellen, 
um  denselben in  der nächsten Sitzung in  einer besseren S ty l i-  
sirung vorzutragen. Es wäre vielleicht nothwendig, daß 
man wegen der besten S ty lis irnng  eine Besprechung unter 
den Ausschuß-M itg liedern veranlassen würde, weil das 
W o rt „Umgestaltung" nicht recht paßt zu dem W orte „S chm ä
lerung" , weil sonst, wenn auch nicht das S tam m ver
mögen dadurch verkürzt würde, ein solcher Umtausch gar 
nicht zugelassen werden dürste.

Abg. D r . T o m a n :  D a r f  ich um das W o rt b itten!
D ie  Einwendung des unmittelbaren Herrn V orred

ners ist wirklich ganz unbegründet; denn, wenn durch den 
Umtausch eines Eigenthumsobjeetes die Gemeinde gewinnt, 
so w ird  wohl dieser Umtausch nicht von dem Beschlusse 
der Genehmigung des Landes - Ausschusses abhängig ge
macht, es kann also dieser F a ll hier bei dieser S ty lis irnng  
nicht in  Betracht genommen worden, und es ist die B e 
merkung des Herrn Vorredners meines Erachtens ganz 
überflüssig.

Abg. B r o l i c h :  Ich  w ill nu r noch bemerken (H e i
terkeit), eS kann zwar kein Umtausch, wohl aber der V e r
kauf eines Hauses geschehen, es ist dieß eigentlich nicht ein 
Umtausch, es w ird  z. B .  eine Wiese verkauft, ich meine 
eine solche Aenderung, nicht den Umtausch, sondern V e r
kauf des einen, und Einkauf des andern Objektes.

Z um  Einkaufe des schlechter!! Hauses braucht die Ge
meinde die B e w illig u n g ; zum Einkäufe w ill ich zugeben, 
daß man auch die B ew illigung  des Landes-Ausschnsses er
fordern w ird , weil denn doch fü rs  G e ld , welches zum

Stammvermögen hinzukommen soll, ein neues Object ein
gekauft w ird.

P r ä s i d e n t :  D e r H err Berichterstatter Freiherr 
v. Apfa ltrern hat zum zweiten A linea des vorstehenden 
Paragraphen p roprio  nomine den Antrag gestellt, der hohe 
Landtag wolle beschließen, daö zweite Alinea des §. 62 
habe zu lauten „der Umtausch eines EigenthnmSobjectes 
gegen ein anderes" n. s. tu. wie der Ausschußantrag. W ird  
dieser A ntrag unterstützt? (E in  T he il der Versammlung 
erhebt sich.) E r  ist hinlänglich unterstützt. D ie  Debatte 
ist geschlossen.

Abg. K r o m e r :  D a nn  entfällt mein Antrag auf 
Streichung des zweiten Alinea, w eil durch diese S ty lis irnng  
ohnehin der zweite Absatz klar gestellt worden ist.

P r ä s i d e n t :  D ie  Debatte ist hiemit geschlossen.
E s liegen hier mehrere Abänderungsauträge vor. D a s  

erste A liena im §. 62 ist allseitig unbeanstandet geblie
ben. Z um  zweiten Alinea dieses ParagrapheS liegt das 
Amendement des Freiherrn von A pfa ltre rn  v o r ,  welches 
lediglich zwei W orte geändert haben w i l l ,  nämlich das 
W ort „Umgestaltung" in  „Umtausch" und „ in "  in  „gegen"; 
weiters hat zu diesem zweiten Alinea H e rr Abg. Desch- 
mann den Antrag gestellt „es sei im  zweiten A linea nach 
dem W orte „geschmälert", ferner die Vertheilung der Ge
meinde -Hutwciden unter die M itg lieder der Gemeinde kaun 
it. s. w. Endlich liegt zum dritten A liena der Abünde- 
rungsautrag des H errn Abg. Deschmami rücksichtlich der 
W o rte : „zu r Vertheilung des Stammvermögens" vor. 
wonach das A linea beginnen soll m it den W o rte n : „sonst 
ist zur Vertheilung des Stainmvermögcns u. s. w . ;  endlich 
liegt ein Antrag des H errn B a ro n  A pfa ltrern vor, welcher 
in  diesem Alinea statt des W ortes „Laudesgesetz" das 
W o rt Landtagsbeschluß" statuirt.

Abg. D e s c h m a n n :  H e rr Vorsitzender! ich ziehe 
meinen Antrag zurück, nachdem jetzt ohnehin dieser letzte 
Antrag, Landtagsbeschluß statt Landesgesetz zu setzen, vom 
hohen Hause wahrscheinlich augenommen werden w ird .

P r ä s i d e n t :  Nachdem dieser Antrag zurückgezogen 
w ird , bringe ich die einzelnen A linea's dieses §. zur Ab
stimmung. D a s  erste Alinea lau te t: „D a s  S tam inver- 
mögen und S tam m gut der Gemeinde und ihrer Anstalten, 
sowie jenes der Unterabtheilnngen, ist ungeschmälert zu er
halten." Jene H erren, welche damit einverstanden sind, 
wollen sich erheben. (Geschieht.) Dieses Alinea ist ange
nommen.

D a s  zweite A linea lerntet m it Berücksichtigung des 
Amendements des H errn B a ro n  Apfa ltrern „der Umtausch 
eines EigenthnmSobjektes gegen ein anderes, wodurch der 
W erth des Stammvermögens nicht erheblich geschmälert w ird, 
kann m it Zustimmung des Landes - Ausschusses erfolgen." 
Ich bringe nun diesen Absatz m it dem gedachten Amende
ment zur Abstimmung.

Jene H e rren , welche damit einverstanden sind, bitte 
ich, sich zu erheben. (Geschieht.) E r  ist angenommen.

D a s  dritte A linea , abermals m it dem Amendement 
des H errn  B a ro n  Apfa ltrern, lautet nun so: „zur Verthei- 
lung des Stammvermögens und des Stnmmgutes unter 
die M itg lied e r der Gemeinde oder bezüglich einer Unter- 
abtheilung ist ein Laudesgesetz, (R u fe : Landtagsbeschluß) 
Landtagsbeschluß erforderlich." Jene H erren, welche m it 
diesem Alinea in  der eben vorgelesenen Fassung einverstan
den sind, bitte ich, sich zu erheben. (Geschieht.) Es ist an
genommen. Wünschen die Herren, daß ich nun den ganzen 
Paragraph in der gegenwärtigen Fassung zur Abstimmung 
bringe? (R u fe : N e in , es ist nicht nöthig.) D a  es nicht



nothwendig ist, so bitte ich den H errn  Berichterstatter, den 
§. 63 vorzutragen.

Berichterstatter F reiherr v. A p f a l t r c r n :  (Liest 
§. 63.) I m  vervielfältigten Ausschußvortragc ist vergessen 
worden, hier am Schlüsse zu bemerken, „sohin fo lg t das 
dritte A linea der Regierungsvorlage unter Abänderung deö 
Citates §. 87 auf §. 9 0 ,  daher hat das Schlnßalinca 
dieses Antrages nach dem Antrage des Ausschusses zu lau 
te n : „E ine Bertheilung der Jahresüberschüssc unter die 
Gcmcindcmitglieder kann nur bei besonders rncksichtswür- 
digen Umständen, und jedenfalls nur unter der Bedingung 
stattfinden, daß sämmtliche Gemeinde-Erfordernisse ohne 
Gcmcindcumlagc bestritten wurden, und daß dieselben auch 
voraussichtlich in  Hinkunst ohne Gcmcindcumlagc bestritten 
werden können. (§. 9 0 .)"

P r ä s i d e n t :  Wünscht Jemand von den Herren 
das W o rt zu §. 63 ?

Abg. K r o m e r :  Ich  werde um das W o rt bitten. 
Ich  kann mich auch m it dem zweiten Absätze dieses P ara- 
graphes nicht einverstanden erklären, er lau te t: „D ie  Jah - 
resüberschüssc sind zur Deckung der Erfordernisse im  näch
sten Jahre zu verwenden, und insoferne sic hiezu nicht 
benöthigt werden, fruchtbringend anzulegen. D e rle i E r 
sparnisse können fü r  a llfä lligc künftige Erfordernisse vorbe
halten bleiben, außerdem sind sic zum Stammvcrmögen 
zu schlagen." N un, wie lange können denn derlei Ueber« 
schüsse fü r  künftige Erfordernisse vorbehalten bleiben, und 
vom Stammvcrmögen abgesondert verrechnet werden? D a s  
ist hier gar nicht ausgedrückt, hiedurch also der Gemeinde- 
Vorstand ermächtiget, derlei jährliche Ersparnisse ins Unend
liche fo rt abgesondert zu behandeln, und sic beim S tam m - 
vermögen nicht in Evidenz zu stellen. W as wäre aber die 
nächste Folge dessen? Vorerst eine komplizirtc abgesonderte 
Verrechnung, eine erschwerte Evidenz des ganzen Verm ö
gens, und fü r  den Landcs-Anssehuß die Unmöglichkeit, sich 
vom wirklichen Stande des Stammvcrmögcns zu überzeu
gen. Ich  weiß w o h l, den verehrten Ausschuß mag bei 
Feststellung dieser Bestimmung die Ansicht geleitet haben, 
cs sei nothwendig, daß einige Jahresüberschüssc in der Re
serve verb le iben, um unvorhergesehene Auslagen damit 
decken zu können; aus diesem Grunde also glaubt e r, sei 
deren soglcichc Einstellung ins Stammvcrmögen nicht räth- 
lich. ■—  E r besorgt näm lich, daß, sobald ein derlei E r- 
sparniß ins Stammvermögen gestellt w i r d , zu dessen sci- 
ucrzeitigcn Verwendung die B ew illigung  des Landcs-Ans- 
schusscs erforderlich sei; allein der Ansicht bin ich nicht. 
W ann  zur Verwendung des Stammvcrmögcns die B e 
w illigung des Landes-Ausschusses erforderlich sei, bestimmt 
ganz klar der §. 87 der Regierungsvorlage.

E r sagt nämlich im  Puncte E in s : „die Veräußerung, 
Verpfändung ober bleibende Belastung einer zum S tam m 
vcrmögen oder S tam m gntc der Gemeinde oder ihrer A n 
stalten gehörigen Sache ist an die Genehmigung des Lan- 
des-Ausschnsscs gebunden." Also nur die Veräußerung, V e r
pfändung oder bleibende Belastung einer derlei Sache, die 
Verwendung eines disponiblen K ap ita ls  zu gedachtem Zwecke, 
ob solches noch in  Händen des Ausschusses oder ob cs 
bereits elozirt sei, ist somit an die B ew illigung  dc§ Lan- 
des-AuSschusscs nicht gebunden.

E s ist nicht nothwendig, den Gemeinden Verpflichtun
gen ausznerlegen, die ihnen selbst die Regierungsvorlage 
nicht auferlegt. Nachdem alle derlei Ersparnisse nach dem 
Antrage des Ausschusses, wenn sie fü rs  nächste Ja h r nicht 
erforderlich s ind , sogleich fruchtbringend angelegt werden 
sollen, so sehe ich gar keinen G rund, warum sie nicht zu
gleich auch ins Stammvcrmögen gestellt werden sollen.

Denn braucht man später ein derlei Ersparnis;, so kann 
dasselbe, ohne sich beim Landes - Ausschüsse um B e w ill i
gung zu verwenden, fü r GcmcindcanSlagcn sogleich benützt 
werden. Es ist demnach gar nicht no thwendig, fortgesetzt 
eine Doppelte Verrechnung zu führen, und so die Evidenz 
des Stammvermögens zu erschweren. Ich  bin daher ruck- 
sichtlich deö zweiten Absatzes fü r  die Regierungsvorlage, 
welche da einfach erklärt, „die Jahresüberschüssc sind zur 
Deckung der Erfordernisse im  nächsten Jahre zu verwenden, 
und insoferne sic hiezu nicht benöthiget werden, fruchtbrin
gend anzulegen, und zum Stammvermögcn zu schlagen."

P r ä s i d e n t :  Aus welchem §. der Regierungsvor
lage ? (R u fe : ans dem §. 62.)

Abg. K r o m e r :  E s ist das zweite A linea des §. 
62 der Regierungsvorlage.

P r ä s i d e n t :  Wünscht noch Jemand das W o r t? 
(Nach einer Pause.) Ich  bitte den H errn Berichterstatter.

Berichtcrst. Freih. v. A  p s a l  t r  c r  n : Insow eit ich 
den H errn Antragsteller verstanden habe, wünscht er an 
die S te lle  des zweiten Alinea deö Ausschußantrages das 
zweite A linea der Regierungsvorlage gesetzt.

I n  B e tre ff dieses Antrages sehe ich nicht e in , inw ic- 
fcrnc die freie Bewegung der Gemeinde, ihre freie D is 
position m it ihrem Einkommen liberaler n v rm irt sein soll, 
als wie durch den Antrag des Ausschusses. Denn die Re
gierungsvorlage verlang t, daß derlei Ucbcrschüssc frucht
bringend angelegt und zum Stammvermögen geschlagen 
werden müssen. W ürde die Gemeinde im  nächsten Jahre 
einen besondern Aufwand zu machen brauchen, so muß sie 
alle die Form alitäten durchmachen, welche im  Gesetze vorge
schrieben sind, um ih r Stammvermögen angreifen zu dür
fen ; denn diese Jahresüberschüsse sind in Folge des zweiten 
Alinea im  §. 62 der Regierungsvorlage zum S tam m vcr- 
mögcn geworden, und in B e tre ff des Stam m vcrm ögcns 
sagt der vorhergehende §. 6 1 : „D a s  Stammvcrmögen
und das © tam m gut der Gemeinden und ihrer Anstalten 
ist ungeschmälert zu erhalten" und §. 90  schreibt vor, daß 
darüber ein Landes-Ausschnß-Beschluß erfolgen muß, damit 
davon etwas berührt werden darf.

I n  unserem Vorschlage, den der Ausschuß dem hohen 
Hanse gemacht ha t, können derlei a llfä lligc Ersparnisse deö 
einen Jahres fü r  allsällige künftige Erfordernisse vorbehalten 
werden, die Gemeinde verliert dadurch nichts, denn frucht
bringend sind sic ohncdieß angelegt, nur haben sic die 
große Unbequemlichkeit des weiten Weges durch den Lan
des - Ausschuß erspart , wenn man unsern Vorschlag 
annimmt.

Eö is t, glaube ich, keine große Gefährdung der Ge
meinde-Interessen darin gelegen, w eil es sich eben um kein 
eigentliches S tam m capita l handelt, sondern um Ersparnisse, 
welche sie in einem Jahre gemacht haben, und im  andern 
Jahre zu irgend einem gemeinnützigen Zwecke verwenden 
wollen. Ich  glaube daher den Antrag dcS Ausschusses zur 
Annahme empfehlen zu können.

P r ä s i d e n t :  H e rr Berichterstatter, ich bitte m ir  
I den Zusatz, den S ic  hier gemacht und der in  meiner V o r 

lage nicht steht, herauszugeben.
Berichtcrst. Freih. v. A p f a l t r c r n :  E s ist die 

unveränderte Alinea 3 der Regierungsvorlage.
Es wurde nur vergessen, in den vervielfältigten Exem

plaren des Ausschnßantragcs die Bemerkung zu machen, 
daß nach diesem 2. A linea noch das 3. A linea der Regie
rungsvorlage im  unveränderten Texte zu folgen habe.

P r ä s i d e n t :  D ie  Debatte ist geschlossen.
Abg. K r o m e r :  Z n  einer faetischcn Berichtigung 

(R u fe : Schluß) erbitte ich m ir das W ort.



P r ä s i d e n t :  B itte  nur eine faktische Berichtigung 
zu machen.

Abg. K r a m e r :  D e r H e rr Berichterstatter hat er
w ähn t, daß zu jeder Verwendung des Stammvermögens 
ein Landcsbcschluß nothwendig ist. D a s  ist nicht richtig, 
nur zur Vcrtheilung des Stammvermögcns ist nach dem 
vorletzten Alinea des P aragraph, welchen w ir  eben bera
then haben, ein Landesbeschlnß erforderlich, und ich finde 
keinen P aragraph , der die Gemeinde verpflichten würde, 
über die Verwendung der ih r gehörigen Capitalien zn Ge- 
mcindczweckcn eine B ew illigung des Landcs-Ansschnsscs ein
zuholen. (B a ro n  A pfa ltrcrn  : D es Landes - Ausschusses ?) 
J a , des Landcs-Ausschnsses.

P r ä s i d e n t :  D ie  Debatte ist geschlossen. Es liegt 
nu r ein Amendement zu diesem Paragraphc v o r, nämlich 
daS vom H errn Landtagsabgeordnetcn K rom er, welches 
keiner Unterstützung bedarf, weil cs m it der Regierungs
vorlage ganz gleichlautend ist.

B e i dicsein Umstande werde ich den aus 3 Alinea 
bestehenden §. 63 nach den einzelnen Alinccn zur Abstim
mung bringen, und folglich zuerst das erste, welches 
lau te t: „D a s  gcsammte erträgnißfähige Vermögen der
Gemeinden, so wie der Unterabtheilungen und ihrer A n 
stalten ist derart zu verw alten , daß die thunlich größte 
nachhaltige Rente daraus erzielt werde." Jene Herren, 
welche damit einverstanden sind, wollen sich erheben. (Ge
schieht.) Es ist angenommen.

Zum  zweiten Alinea hat der H e rr Abg. K rom cr den 
Antrag gestellt, daß der Ausschußantrag beseitigt und an dessen 
S te lle  die Regierungsvorlage, nämlich §. 62 u. 3.m it den 
W orten gesetzt werde: „D ie  Jahrcsübcrschüsse sind zur Dck- 
kung der Erfordernisse im  nächsten Jahre zu verwenden, 
und in sofcrne sie hiezu nicht benöthigt werden, fruchtbrin
gend anzulegen und zum Stammvermögen zu schlagen."

D a  m ir der Ausschußantrag ausgedehnter erscheint, 
a ls die Regierungsvorlage, so bringe ich zuerst den Antrag 
des Ausschusses in dieser A linea nämlich m it den W orten :

„D ie  Jahrcsübcrschüsse sind zur Deckung der E rfo r
dernisse im  nächsten Jahre zu verwenden, und infoferne sic 
hiezu nicht bcnöthigt werden, fruchtbringend anzulegen. 
D e rle i Ersparnisse können fü r allfä llige künftige E rforder
nisse vorbehalten bleiben; außerdem sind sic zum S tam m - 
vermögen zu schlagen" zur Abstimmung m it betn Beisätze, 
daß , wenn dieses A linea des Ausschusses abgelehnt w ird , 
ich sofort zur Abstimmung über das bereits vorgelesene 
A linea der Regierungsvorlage schreiten werde.

Jene H erren, welche also m it dem Ausschnßantrage 
Alinea 2 einverstanden sind, bitte ich, sich zu erheben. 
(Geschieht.) Es ist die M a jo r itä t.  Ich  bemerke, daß 33 
M itg lie d e r anwesend sind, daher 17 die M a jo r itä t aus
machen.

Es kommt nun noch das 3. A lin e a , welches wörtlich 
nach der Regierungsvorlage lau te t: Es heißt: „E ine
Verthc iliing  der Jahresübcrschüssc unter die Gcmcindemit- 
glicdcr kann nur bei besonders rücksichtswürdigcn Umstän
den und jedenfalls nur unter der Bedingung stattfinden, 
daß sämmtliche Gemeinde-Erfordernisse ohne Gemeinde- 
umlagen bestritten wurden, und daß dieselben voraussicht
lich auch in H inkunft ohne Gcmcindeumlagen bestritten 
werden können. §. 9 0 ."

Jene H e rren , welche m it diesem Antrage einverstanden 
s in d , bitte ich, sich zu erheben. (Geschieht.) E r ist ange
nommen.

Berichterst. F rcih . v. A p f a l t r e r n :  (Liest §. 64.)

P r ä s i d e n t :  Wünscht Jemand das W o r t? (Nach 
einer Pause.) D a  sich Niemand meldet, so bringe ich 
§. 64 in  der eben vorgelesenen Fassung zur Abstimmung.

Jene H erren , welche m it diesem Paragraphe des A us
schusses einverstanden sind, bitte ich, sich zu erheben. (G e
schieht.) C r ist angenommen.

Bcrichterst. Freih. v. A  p f a l  t  r  c r  n : (Liest §. 65.)
P r ä s i d e n t :  Wenn Niemand von den Herren sich 

dagegen erhebt, so erkläre ich diesen Paragraph als ange
nommen.

Bcrichterst. Freih . v. A p f a l t r c r n :  (Liest §. 66.)
P r ä s i d e n t :  Wünscht Jemand von den Herren zu 

diesem Paragraphc das W o rt?
Abg. M  u l  l  e y : Ich  würde m ir nur die Aufklärung 

erbitten, in  welcher A r t  die vorbenannten Jahrcsübcrschüsse 
zu behandeln w ä ren , ob sic in  eine separate Rechnung ge
stellt, und derart ebenfalls der weitern Behandlung des 

j Ausschusses und der Evidenzhaltung unterzogen werden, 
oder ob sic cumulative m it den übrigen Jahrcs-Rcchnungs- 
gcgenständen in  einer besondern Cathegoric als Jahrcs- 
überschüsse ersichtlich gemacht werden, weil sonst der mög
liche F a ll der Evidenz entfallen könnte, eintreten würde. 
(R u fe : Defraudation.)

P r ä s i d e n t :  Ich  bitte den H errn Berichterstatter 
diese Frage zu beantworten.

Bcrichterst. F rcih . v. A p f a l t r c r n :  Ich  werde die 
Aufklärung geben.

Nachdem sie die Ersparnisse eines früheren Jahres 
sind, so müssen sie vorläufig bares Geld sein und müssen 
nach der Vorschrift des §. 63 fruchtbringend angelegt wer
den, was sehr leicht ausführbar is t, z. B .  durch E in le 
gung in  die Sparcassc oder ans sonst irgend eine Weise, 
und dann w ird  dieser Betrag als Cassarcst in die neue 
Rechnung vorgeschrieben werden. D enn ein S tam m gut ist 
cs noch nicht, folglich nur Cassarcst, wobei dann in einer 
Anmerkung bemerkt werden kann, wo derselbe allenfalls 
fruchtbringend angelegt ist. S o  denke ich m ir die practische 
Durchführung.

P r ä s i d e n t :  Wünscht noch Jemand von den Herren 
das W o rt?

S ta tth . F rcih . v. S  ch l  0 i ß n i g g : Diese Bem er
kung ist eigentlich gegen die Regierungsvorlage gerichtet, 
die über dieses auch nichts enthält. Ich  kann m ir aber 
nicht recht vorste llen, wie daö geschehen kann, was hier 
vorausgesetzt w ird ; denn bei einer Rechnung muß Empfang 
und Ausgabe gleich ersichtlich fe ilt , man muß den Rest 
ziehen und der Rest ist also Jahresüberschnß, mag der 
Jahrcsübcrschuß Stammvermögcn oder currente Einnahmen 
heißen, daö hat auf das Rechnungswesen gar keinen Bezug.

D e r Gcmcindcvorstand ist ja  nicht befugt, die jä h r
lichen Ersparnisse aus den Cassaresten heraus zu nehmen 
und abgesondert zu behandeln. S ic  müssen fo rt und fo rt 
in  Rechnungs-Evidenz gehalten und wie jeder andere Betrag 
der Gemcindccasse behandelt werden.

Ich  g laube, daß bei einem solchen Vorgänge D e frau 
dationen wohl gar nicht eintreten können, weil der Cassa
rcst bei einer ordentlichen Rechnungslegung niemals aus 
der Evidenz kommen kann. W as in  einem Jahre übrig 
b le ib t, muß fü r das nächste Ja h r in  Empfang gestellt 
werden; wie soll dann dieser Betrag außer Evidenz 
kommen?

Abg. M  n l  l  e y : Dieses hat nur die Deutung ver
anlaßt, daß solche Jahresüberschüsse einer separaten Rech
nung unterzogen werden sollen (R u fe : N e in !). W äre das 
nicht der F a ll ,  so würden sie in die gemeinschaftliche Rech
nung kommen, das versteht sich von selbst.



P r ä s i d e n t :  D i e  D e b a tte  ist geschlossen, und  da 
kein A m endem ent v o r l ie g t , so b rin ge  ich den § . 6 6  in lo to , 
wie er von dein H e rrn  B erich te rs ta tte r vorgelesen w u rde , 
zu r A b s tim m u n g , u nd  bitte jene H e r r e n , welche d am it 
einverstanden s in d , sich zu erheben. (G eschieht.) E r  ist 
angenom m en.

B crich tcrst. F re ih . v. A  p f a  l t r  c r  n : (Liest § . 6 7 .)
P r ä s i d e n t :  W ünsch t J e m a n d  zu diesem P a r a 

g raph  d a s  W o r t ?  (R ach einer P a u se .)  W en n  n ich t, so 
b ringe ich den A n tra g  des A usschusses, der m it der R e 
g ie ru n g sv o rlag e  w örtlich ü b e re in s tim m t, zu r A bstim m ung, 
u n d  bitte jene H e r r e n , welche m it demselben einverstanden 
s in d , sich zu erheben. (G eschieht.) E r  ist angenom m en.

B crich tcrst. F re ih . v. A p s a l t r c r n :  (L iest§ . 6 8 .)
P r ä s i d e n t :  W ünscht J e m a n d  von den H erre n  

d a s  W o r t ?  (R ach  einer P a n se .)  W e n n  gegen diesen P a 
ra g ra p h  keine E inw end un g  geschieht, so erkläre ich ihn fü r  
angenom m en.

B crich terst. F re ih . v. A p  f a l t r e r n :  (Liest § . 6 9 .)
P r ä s i d e n t :  W ird  zu diesem P a ra g ra p h c  daS

W o r t  gewünscht. (P a u s e .)  W e n n  n ic h t, so ersuche ich die 
H e r r e n , welche d am it einverstanden s in d , sitzen zu bleiben. 
(N iem an d  erhebt sich.) E r  ist angenom m en.

B crich terst. F re ih . v. A p f a l t r e r n :  (L iest§ . 7 0 .)
P r ä s i d e n t :  W ünscht J e m a n d  von den H erre n  zu

diesem  P a ra g ra p h e  d a s  W o r t ?  (N ach einer P a u se .)  W e n n  
n ic h t, so ersuche ich die H e r re n , welche d am it einverstanden 
s in d , sitzen zn bleiben. (N iem an d  erhebt sich.) E r  ist an ge
nom m en.

B erich tcrst. F rc ih . v. A p f a l t r e r n :  (L iest§ . 7 1 .)
P r ä s i d e n t :  W ünscht J e m a n d  zu § . 7 1  d as

W o r t ? (N ach einer P a n se .)  W e n n  n ic h t, so bitte ich jene 
H erre n  sitzen zu b le ib e n , welche d am it einverstanden sind. 
(N iem an d  erhebt sich.) E r  ist angenom m en.

B crich tcrst. F rc ih . v. A p f a l t r e r n :  (Liest § .  7 2 .)
P r ä s i d e n t :  W ünscht J e m a n d  von den H erre n  zu

§ . 7 2  daS W o r t ?  (Nach einer P a u se .)  W en n  n ic h t, so 
b itte  ich jene H e r r e n , welche d am it einverstanden s in d , sitzen 
zu bleiben. (N iem an d  erhebt sich.) E r  ist angenom m en.

B crich tcrst. F re ih . v. A p s a l t r c r n :  (L iest § . 7 3 .)
P r ä s i d e n t :  W ird  zu diesem P a ra g ra p h e  d a s  W o r t  

gew ünsch t?  (Nach einer P a u se .)  W e n n  n ic h t, so bitte ich 
jene H e r r e n , welche d a m it einverstanden s in d , sitzen zu 
bleiben . (N iem an d  erhebt sich.) E r  ist angenom m en.

B crich tcrst. F rc ih . v. A p f a l t r e r n :  (L iest §. 7 4 .)
P r ä s i d e n t :  W ünscht J e m a n d  zu diesem P a r a 

g raphc d a s  W o r t ?  (N ach einer P a u se .)  W en n  n ic h t, so 
b itte  ich jene H e r r e n , welche d am it einverstanden sind, sitzen 
zu bleiben. (N iem an d  erhebt sich.) E r  ist angenom m en.

B crich terst. F rc ih . v. A p s a l t r c r n :  (L iest § . 7 5 .)
P r ä s i d e n t :  W ird  zu diesem P a ra g ra p h  d as W o r t

gew ünscht?
S ta t th a l t e r  F re ih e rr  v. S  ch l o i ß n  i g g : D a s  h. 

H a u s  w ird  cs erklärlich f in d e n , daß ich über die A u s 
lassung des Absatzes 1 ,  im  § . 7 4  der R eg ie ru n g sv o rlag e  
d a s  W o r t  ergreife.

E s  sind näm lich nach der R eg ie ru n g sv o rla g e  auch 
H o f - ,  S t a a t s - ,  L an d es- und  öffentliche F on d sb cam tc  und  
D i e n e r ,  d an n  M i l i tä r - P e r s o n e n ,  sowie deren W itw en  und 
W aisen  bezüglich ih re r  D ienstbczügc und a n s  dem D ie n s t
verhältn isse entsprungene P e n s io n e n , P ro v is io n e n , E rzic- 
h u n g sb c iträg e  u nd  G nadengcnüsse von den Zuschlägen zu 
den d ire c ten  S te u e r n  u nd  G em einde-U m lagen  ausgenom m en.

E s  i s t , wie dem h. H ause erinnerlich sein w i r d , in  
der G cm cindcordnung  vom  J a h r e  1 8 4 9  hinsichtlich der

öffentlichen B e a m te n  keine A u sn a h m e gemacht w orden . D iese  
A u sn a h m e ist späterhin  von der R eg ie ru n g  ausgesprochen 
w o rd e n , und  cs ist w o h l vorau szu setzen , daß die R eg ie 
ru n g  nicht ohne h in läng liche G rü n d e  zu dieser O c tro y irn n g  
geschritten ist.

D iese G rü n d e  h alte  ich fü r  einleuchtend.
D e r  erste is t ;  daß der öffentliche B e a m te  sich seinen 

S ta n d p u n c t  nicht w äh len  k a n n , sondern  d orth in  gehen m u ß , 
w o hin  er von der R eg ie ru n g  bestim m t w ird .

D e r  zweite ist d e r ,  daß die U m la g e n , nam entlich am  
L a n d e , g rö ß ten the ils  eine Klasse von öffentlichen B e a m te n  
tre ffe n , welche gering besoldet s in d , u nd  w o h l eben durch 
den A u fen th a lt am  Lande erhöhte A u slag e n  h a b e n , w eil 
d ie jen ig en , welche ihren  K in dern  eine besondere E rziehung  
zu geben w ünschen, genöthiget s in d , sie nicht zu H au se  zu 
b e h a lte n , sondern  an d e rw ä rts  erziehen zu la ssen , w a s  ih re  
A u slag e n  bedeutend erhöht.

D ie  d ritte  Rücksicht endlich ist d ie , daß die ü b rigen  
G cm cindcg licdcr doch beinahe alle P ro d u ce n ten  s in d , und  
au f eine ober die andere W eise die Zuschläge ans die 
S te u e r n  w ieder durch die H in ta n g ab c  ih re r  P ro d u c te  th c il- 
wcisc w enigstens herein  b rin gen  k ö n n en , w ährend  der B e 
am te nicht in  dieser Lage i s t ,  und  von den directcn und  
K onsum tionSstcncrn  ohne irgend  einen R egreß  getroffen w ird .

D iese s  sind gewiß die G rü n d e  gew esen, welche d a m a ls  
die R eg ie ru n g  bew ogen h a b e n , von ih ren  ursprünglichen  
B es tim m u n g e n  vom  J a h r e  1 8 4 9  abzugehen und  diese A u s 
n ahm e auch jetzt w ieder in  die R e g ie ru n g sv o rla g e  au fzu 
nehm en. D ie se s  möchte ich dem h. H au se  zu r E rw ä g u n g  
em pfehlen.

P r ä s i d e n t :  E u re  Excellenz stellen den A n tra g , 
daß die R e g ie ru n g sv o rla g e  angenom m en  werde.

S t a t t h . ; F rc ih . v. S c h l o i ß n i g g :  J a ,  ich wünschte, 
daß die R e g ie ru n g sv o rla g e  angenom m en  w ürde.

P r ä s i d e n t :  W ünscht noch Je m a n d  von den H erren  
d as  W o r t?

B crich tcrst. F re ih . v. A  p s a l  t  r  c r  n : I m  Ausschüsse 
w urde a lle rd in g s die F ra g e  reiflich erw ogen und u m stän d 
lich e rö r te r t ,  ob m a n  den B e a m te n  in  der G em einde jene 
A u sn ah m sste llu n g  in  B e tre ff  der G em eind e-U m lagen  auch 
fern erh in  ein räum en  s o l l,  welche ihnen zw ar nicht durch die 
G cm cind co rdn un g  vom  J a h r e  1 8 4 9 ,  sondern durch ein 
sp ä te r erfo lg tes Gesetz e in g eräu m t w orden  ist.

D e r  A usschuß h a t sich jedoch entschieden, in  B e tre ff  
der B e a m te n  keinen an dern  Unterschied zu m achen , a ls  
je n e n , welchen ohnedem  d a s  letzte A linea des A usschuß- 
a n tra g e s  n o rm irt.

E s  ist g a r  kein Z w e ife l ,  daß die B e a m te n ,  welche 
in  einer G em einde leb en , beim doch an einer g roßen A n 
zah l von G em eind can sta ltcn  T h e il n e h m e n , d a ra u s  N utzen 
z ieh en , u nd  cs erscheint dem gem äß b il l ig ,  daß sic eben
fa lls  ih r  S ch ä rflc in  zu r B es tre itu n g  der d icß fä lligm  K osten 
beitragen .

E s  ist einerseits r ic h tig , daß die B eso ld u n g en  der 
B e a m te n , nam entlich j e n e r , welche au f dem flachen Lande 
d ie n en , eben nicht außerordentlich  reichlich bemessen sind, 
anderseits jedoch auch w a h r ,  d a ß ,  w enn  der S  t  a  a t  findet, 
ihre B eso ld u n g  sei karg bemessen, und  sie seien deßwegen von  
den G cm cindcnm lagcn  frei zu la ssen , so soll sie n u r  der 
S t a a t  auch von seinen S te u e r n  befreien.

S te u e rn  müssen sic z a h l e n ,  w enn sic daher dem 
S ta a t e  zu allgem einen Zwecken die S te u e rn  entrichten 
m ü ssen , w aru m  sollen sic nicht der G e m e in d e , in  welcher 
sic le b e n , zu Gemcindczweckcn ihre A bgaben en trich ten ?  
W ird  der S t a a t  e in m al v e ra n la ß t s e in , von der wirklich 
bestehenden A n om alie  ab zug eh en , und  die B eso ld u n g en  von



der Einkommensteuer zu befreien, dann w ird  die Umlage 
von selbst entfallen, weil cs eben eine Umlage is t, welche 
ans die l. f. S teuern umgelegt w ird.

A ls  eine andere Rücksicht wurde angeführt, daß sie 
manche Bedürfnisse haben, welche ihnen in der Gemeinde 
höher zu stehen kommen, und dieses scheint Wohl ein Grund 
zu sein, welcher zu ihren Gunsten sprechen würde.

E s ist allerdings w a h r, daß sic in  B e tre ff der E r 
ziehung ihrer Kinder durch ihren Landaufenthalt häufig zu 
größeren Auslagen genöthiget s ind ; doch in  anderer H in 
sicht laßt cs sich nicht verkennen, daß sic in manchen B e 
ziehungen wieder b illiger leben, als in  der S ta d t,  und cs 
dürfte so eine gegenseitige Compensation nicht sehr z u u n 
gunsten der Beamten ausfallen.

D ie  Gemcindeglicdcr, welche Producenten sind, suchen 
sich allerdings durch Aufschlag ans ihre Producte die Ge- 
mcindcnmlagcn herein zu bringen, da jedoch dieses B e 
mühen ein Allgemeines is t, indem jeder Producent dieß i 
th u t , so muß der Eine dem Andern dann den Gemeinde- ; 
Zuschlag zahlen, daher keiner ohne denselben daraus kommt, j

W eiters glaube ich bemerken zu sollen, daß in der j 
Gemeinde häufig Ind iv iduen  von den Gemeindezuschlägcn j 
getroffen werden, welche ein bei weitem geringeres E in - j 
kommen haben, als der mindestbesoldete Beam te, und den- j 
noch verlangt die Gemeinde ausnahmslos auch von solchen ! 
vom Schicksale so armselig dotirtcn Leuten ihre Beitrüge j 
zu Gcmcindczwcckcn. Es würde auch fü r die S te llung der 
Beamten eben nicht Vortheilhast sein, wenn er von der 
Gemeindeumlage frei wäre. E r soll eben so seinen The il 
zu Gcmeindezweckcn beitragen, wie jeder andere, damit 
er in  dieser Hinsicht dem Nascnrümpsen Anderer nicht aus
gesetzt sei.

W aö die ainbulante S te llung des Beaintcn anbelangt, 
daß er nämlich heute in einer Gemeinde ist und morgen 
auf Befehl seiner vorgesetzten Behörden in  eine andere 
wandern m uß , diese wurde tin zweiten A linea des Aus- 
schnßantrages, in B etre ff der Zuschläge, die von jenen zu 
den b inden  Steuern verschieden sind, berücksichtigt.

D e r Zuschlag zu b ind en  Steuern t r i f f t  sie ja ohne
dies; m ir pro rata lem poris, nämlich fü r  die Dauer ihres 
Aufenthaltes in der Gemeinde; so lange derselbe dauert, ist 
dem Beamten dort auch sein Gehalt angewiesen und w ird 
insolangc von der Gcmeindcnmlagc getroffen. I n  B etre ff 
der sonst in der Gemeinde etwa cingehoben werdenden Um 
lagen, verbindet ihn das Gcmcindcgcsetz ohnedem nur zu 
einem B e itrage , insoweit er bei den m ittelst jener Umlage 
zu verwirklichenden Gctneindczwcckcn ein dircctes In te r 
esse hat.

Es ist also der S te llung der Beamten im  Ausschuß- 
antrage in der gerechtesten W eise, glaube ich, Rechnung 
getragen worden, und ich glaube ihn der Annahme dcS h. 
Hanfes auch in  diesem Puncte anempfehlen zu können.

P r ä s i d e n t :  D ie  Debatte über §. 75 ist geschlossen.
Es liegt m ir hier der Ausschuß - Antrag vor. Gleich

zeitig ist aber von S c. Excellenz dem H errn Rcgicrungs- 
Repräsentanten der Antrag gestellt worden, daß Alinea 2 
la u te t: „ H o f - , S ta a ts - , Landes - und öffentliche Fonds- 
Beamte und D ie n e r, dann M ilitü rpersonen, sowi e deren 
W itw en und Waisen bezüglich ihrer Dienstbczüge und ans dem 
Dienstverhältnisse entsprungenen Pensionen, Provisionen, E r- 
ziehungsbciträge und Gnadcngenüsse" haben diese in  der 
ersten A linea angeführte Befre iung von den Zuschlägen 
auch zu theilen.

Diesemgemäß werde ich zuerst die drei ersten Alinea 
des Ausschuß - Antrages zur Abstimmung bringen. B e i 
der Abstimmung über die 4. A linea finde ich mich aus
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dem G runde, weil der R egie rungs-A ntrag ausgedehnter 
is t, als der Ausschuß - A n tra g , veranlaßt den Regierungs- 
Antrag zur Abstimmung zu bringen, wo dann, wenn der
selbe angenommen würde der Ausschuß-Antrag Alinea 4  
fa llt. W ird  der Regierungs-Antrag abgelehnt, dann kommt 
der Ausßschuß-Antrag Alinea 4 zur Abstimmung. Haben 
die Herren gegen diesen M odus der S tellung der Frage 
etwas einzuwenden? (Rach einer Pause.) Wenn nicht, so 
ist derselbe vom h. Hanse genehmigt, und bringe nun 
Alinea 1 des §. 75 zur Abstimmung. Dasselbe lautet:

„V o n  Zuschlägen zu den b inden  S teue rn , und übcr- 
I Haupt von Gcmeindcumlagen können nicht getroffen werden:

1. Seelsorger und öffentliche Schullehrer bezüglich 
der Congrua."

Jene H e rren , welche m it diesem Absätze einverstanden 
sind, bitte ich, sich zu erheben. (Geschieht.) E r ist an
genommen.

„ 2. Personen, welche in  der Gemeinde nicht wohnen, 
bezüglich ihres weder ans einem Rcalbesitzc, noch aus 
einer Gewcrbsuntcrnehmung fließenden Einkommen."

Jene H erren, welche hiemit einverstanden sind, bitte 
ich, sich zu erheben. (Geschieht.) Punct 2 ist angenommen.

Jetzt kommt der Rcgicrnngs - A n tra g , der im  §. 74 
der Regierungs - Vorlage t-ub Alinea 2 enthalten is t, zur 
Abstimmung. Derselbe lautet:

„ H o f - ,  S ta a ts - ,  Landes - und öffentliche Fonds-Be
amte und D iene r, dann M ilitü rpe rsonen. so wie deren 
W itwen und W aisen, bezüglich ihrer Dienstbczüge und 
ans dem Dienstverhältnisse entsprungenen Pensionen, P ro 
visionen, Erziehnngsbeiträge und Gnadengenüsse."

Diejenigen H e rren , welche m it Diesem Passus einver
standen s ind , bitte ich, sich zu erheben. (Niemand erhebt 
sich.) D e r Antrag ist abgelehnt. Ich  schreite nun zur 
Abstimmung über den Ausfchußantrag Alinea 4 ,  welches 
lau te t:

„Gemeindeumlagen, welche in die Chategorie der Steuer- 
zuschläge nicht gehören (§. 73), können H o f - ,  S taa ts -, 
Landes- und öffentlichen Fondsbcamten und D iene rn , dann 
M ilitä rpe rsonen, so wie deren W itwen und W aisen, bezüg
lich ihres weder aus einem Realbesitze noch aus einer E r- 
werbsunternehmnng fließenden Einkommens nur dann auf
erlegt werden, wenn sie an den, mittelst jener Umlagen 
zu verwirklichenden Gemeindczwecken durch ein directcs I n 
teresse bcthciligct sind."

Jene H erren , welche m it dieser Fassung einverstanden 
sind, bitte ich, sich zu erheben. (Geschieht.) S ic  ist an
genommen.

Bcrichterst. Freih. v. A p f a l t r e r n :  (Liest §. 76.)
P r ä s i d e n t :  Wünscht zu §. 76 Jemand das

W o r t? (Nach einer Pause.) Wenn nicht, so bitte ich 
jene H e rre n , welche m it diesem Paragraph in der vorge
tragenen Fassung einverstanden sind, sich zu erheben. (G e
schieht.) E r ist angcnommm.

Bcrichterst. Freih. v. A p f a l t r e r n :  (Liest Z. 77.)
P r ä s i d e n t :  Wünscht Jemand über diesen Aus

schußantrag , der wörtlich gleichlautend ist m it der Regie
rungsvorlage das W o rt?  (Nach einer Pause.) Wenn 
nicht, bitte ich, sitzen zu bleiben. (Niemand erhebt sich.) 
E r ist angenommen.

Bcrichterst. Freih. v. A p f a l t r e r n :  (Liest §. 78.)
P r ä s i d e n t :  W ird  in  Rücksicht dieses Paragraphes 

das W o rt gewünscht? (Nach einer Pause.) Wenn nicht, 
bitte ich jene H erren, welche damit einverstanden sind, 
sitzen zu bleiben. (Niemand erhebt sich.) E r ist ange
nommen.

Bcrichterst. Freih. v. A p f a l t r e r n :  (Liest tz. 79 .)



P r ä s i d e n t :  Wünscht Jemand das Wo r t ?
Abg. v. S t r a h l :  I ch kann m ir  keinen Grund 

denken, warum in dem 2. Absätze dieses Paragraphen das 
Vcrfügungsrecht der Gemeinde zu Gunsten der Verzehrungs
steuer in  der A r t  beschränkt w ir d , daß die Gemeinden 
schon bei einem geringeren Zuschlagsprocente an die Z u 
stimmung des Landtages oder an die Erlassung eines Lan- 
desgesetzcs gebunden wären. Es w il l  m ir  vielmehr scheinen, 
daß, wenn Gemcindcbedürfnissc durch Zuschläge zu decken 
sind, dieses vorläufig durch Umlage auf die Verzehrungs
steuer zu geschehen hätte. Denn diese Steuer t r i f f t ,  in s 
besondere am Lande nur den W e in , B ran d tw e in , B ie r  
und Fleisch, somit Consumtions-Gcgenständc, welche nicht 
zu den streng unentbehrlichen Lebensmitteln gehören. D ie  
Bezahlung dieser S te u e r, daher auch die Umlage zu 
dieser S teuer liegt somit gewissermaßen in dem freien 
W ille n  der Consnmeutcn selbst, und ist sicherlich minder 
drückend, als die Umlage auf die directen Steuern.

N un kommt zu bedenken, daß, wenn die Gemeinden 
bei der Bestimmung der Umlagen auf die Verzehrungs
steuer an beengende Beschränkungen, oder weitwcndige Ge
suche gebunden s ind, sie znm Nachtheile der Grundbesitzer 
es jederzeit vorziehen werden, diese Umlage nu r aus die 
dirccten Steuern zu w älzen, um so m eh r, als erfahrungs
gemäß in  den Gemeinde - Ausschüssen ein guter T he il von 
W irthen sungircn w ird , in  deren persönlichem Interesse es 
sicher lie g t, diese Umwälzung eines Zuschlages von der 
Verzehrungssteuer ab und ans die directen Steuern zu be
fürworten.

Ich würde daher glauben, daß der 2. Absatz des 
§. 79 zu lauten hä tte :

„Zuschläge, welche 25 pCt. der directen Steuern, oder 
der Verzehrungssteuer übersteigen", u. s. w. nach dem 
Antrage des Ausschusses.

P r ä s i d e n t :  W ird  dieser soeben vernommene A n 
trag unterstützt? (E in  T h e il der Versammlung erhebt sich.) 
E r ist unterstützt. Wünscht noch Jemand der Herren das 
W o r t?

Abg. M  u l  l  e y : Ich  unterstütze nicht nur den A n 
trag des geehrten Herrn Vorredners, sondern erachte auch 
in  jener S ty lis irung  eine besondere Bevorzugung der V e r
zehrungssteuer zu erblicken, welche weder m it den G rund
sätzen des Rechtes, noch m it der B illig ke it im  Einklänge 

. und Verträglichkeit steht. D ie  Verzehrungssteuer ist, wie 
der verehrte H e rr Vorredner bemerkt hat, eine mehr der 
luxuriösen sich hinneigende, sie ist eine so leicht eindring
liche, weil es den Gemeinden ohnehin bekannt ist, nur 
dem Pächter zu einer gewissen Ze it der Perzcntcnstand be
kannt gegeben zu werden braucht, wo er sie in cuinuio 
m it der anderen Verzehrungssteuer einbringt.

S ie  t r i f f t  ferner größtentheils die bessere, gewerbe
treibende Classe, endlich kann man auch den Faktor nicht 
übersehen, daß sie vielseitig auch Fremde tr if ft ,  m ith in  die 
Lasten der Gemeinde in  dieser S tif tu n g  wesentlich erleichtert, j

Ich  berufe mich ferner auch auf das gewiß freisinnige 
und gerechte Gemeindegesetz vom 17. M ä rz  1849, welches 
nicht nur die Verzehrungssteuer der directen Steuer gleich, 
sondern in  der Belastung sogar hervorragend herausgestellt 
hat. Dasselbe lautet:

„Umlagen auf directc und indirecte Steuern, welche 
bei den ersteren 10 pC t., bei den anderen 15 pCt. der 
Steuern der Gemeinden übersteigen, sind an die Geneh
migung der Kreisregierung gebunden. Uebersteigcu die U m 
lagen 15 pCt. der dirccten, 20  pCt. der indirecten Steuern, 
so können dieselben nur kraft eines Gesetzes stattfinden".

m ith in  ist in  dieser gesetzlichen Tendenz die VerzchrnngS- 
steucr in die Vorderreihe gegenüber der directen S teuer 

I gestellt. Ich  kann wahrhaft keinen rechten G rund ersehen,
! warum sie jetzt hinter den b in d e n  Steuern gesetzt wurde, 

außer den finanziellen Berücksichtigungen, weil man der 
Sache gewiß is t, daß bei der directen Bestcncrnng die 
16 pCt. nicht ausbleiben, während, wenn hier eine größere 
Besteuerung der Verzehrungssteuer von Seite der Gemeinde 
stattfindet, ein ungünstigeres Pacht-Resultat zu erwarten wäre.

Ich  glaube aber, daß dieses nicht im  Principe des 
Rechtes liegt, die ohnehin zu sehr belasteten directen Stenern 
auch m it Gemcindczuschlägcn zu sehr zu überbürden.

Ich würde daher den Antrag stellen, und bezwecke nicht 
eine Bevorzugung, sondern eine Gleichstellung dieser Z u 
schläge und wünsche, daß man die S ty lis iru n g  dieses P ara 
graphen dahin stelle: „Zuschläge, welche 15 pE t. der b ind en  
Steuern oder der Verzehrungssteuer übersteigen, sind an 
die Genehmigung des Landes - Ausschusses gebunden, Z u 
schläge, welche 25 pCt. der b inden  oder der Verzehrungs
steuer übersteigen, können nur m it B ew illigung  des Land
tages stattfinden, fü r Zuschläge, welche 50  pEt. der b in d e n  
oder der Verzehrungssteuer übersteigen sollten, ist aber die 
E rw irkung eines Landesgesetzcs erforderlich." Hiedurch, 
glaube ich, beiden Richtungen des Rechtes volle Rechnung 
getragen zu haben. (R u fe : R ic h tig !)

P r ä s i d e n t :  Ich  bitte m ir den Antrag schriftlich
zu überreichen.

D a  derselbe ohnehin vom h. Landtage eben vernommen 
wurde, so bringe ich ihn zuerst zur Unterstützungsfrage.

Jene H erren , welche denselben unterstützen wollen, 
bitte ich, sich zu erheben. (Geschieht.) E r  ist hinlänglich 
unterstützt. Wünscht noch Jemand von den Herren das 
W o rt?

S ta tth . Freih. v. S c h l o i ß n i g g :  B evo r etwa in 
eine Debatte darüber eingegangen w ir d , muß ich m ir wohl 
erlauben, das h. Haus ans die Größe und Bedeutsamkeit 
des Antrages, der hier gestellt worden is t, aufmerksam zu 
machen.

Es hat der H err Antragsteller M u llc y  ganz richtig 
die financielle Seite hervorgehoben, welche der G rund ist, 
daß man die Verzehrungssteuer vor allzu großen Zuschlägen 
zu schützen suchte.

E in  im  allgemeinen ganz leicht erklärbarer G rund 
liegt auch da rin , daß die Verzehrungssteuer, wenn sic zu 
hoch gespannt w ird , durchaus nachlassen muß. D a s  ist 
ein anerkannter national-wirthschaftlichcr Grundsatz, welcher 
besonders bei den Zöllen sehr oft geltend gemacht w urde ; 
cs t r i f f t  natürlich auch bei der Verzehrungssteuer zu.

N un ist der Antrag schon von Seite des Ausschusses 
gestellt worden, von 20 auf 30°/o zu steigen, daß also 
nur jene Zuschläge einem Landcsgesetze unterliegen sollen, 
welche 3 0 %  der Verzehrungssteuer überschreiten, nicht wie 

: die Regierungsvorlage sagt, 2 0 %  der Verzehrungssteuer. 
Es ist von Seite des H errn Abg. v. S tra h l der Antrag 
gestellt worden, im  ersten A linea 2 5 %  fü r die b inden  
und fü r  die Verzehrungssteuer anzunehmen.

N un glaube ich a lle rd ings, daß dieser Satz eine B c - 
anständlgnng nicht finden dürfte , und ich glaube auch, daß 
die vom Ausschüsse beantragte Erhöhung dcö ProceuteS 
von 20 auf 30  auch nicht beanständet werden dü rfte , das 
aber glaube ich m it Bestimmtheit zu sagen, daß, wenn 
auf 5 0 %  der Verzehrungssteuer gegangen würde, wenn 

; bestimmt werden sollte, daß der Zuschlag von 5 0 %  noch 
; in der Wirksamkeit dcS Landtages liegt (R u fe : LaudeS- 
! Ausschuß) —  ja  Landtag aber nicht Landcsgesetz, das würde 

nur erforderlich sein bei 5 0 %  —  tocim also, wie ich feige,



die B ew illig u n g  des L an d tag s  b is  5 0 ° /o genügen sollte, 
daß dieses Gesetz au f sehr bedeutende A nstände stoßen 
w ü rde.

Ic h  kaun hier dem h. H au se  n u r  den § . 2 2  der L.- 
O .  in  E rin n e ru n g  b rin g e n , w ornach der L andtag  berechtigt 
i s t ,  fü r  LandeSzwcckc Zuschläge zu den direkten (. f. S te n e rn  
um zulegen und einznhcben, und zw ar b is  zu 1 0°/o , höhere 
Zuschlage zu den b in d e n  S te u e rn  oder sonstige L andes- 
u m lag eu  bedürfen der kais. G enehm igung .

E s  ist also d a s  so einfach und  leicht scheinende 
M i t t e l ,  durch Zuschläge zur V erzehrungssteuer sich einen 
Z u flu ß  zu verschaffen, in die L au dcso rdu un g  g a r  nicht a u f
genom m en w o rd en , und w ürde cs doch nolhw endig  befunden, 
und  sollte der L andtag  eine solche U m lage  w ünschen , so 
m üßte die kais. G enehm igung  eingeholt w erden.

Ic h  führe d as  n u r  a n ,  um  nachzuw eisen, daß die 
R eg ierun g  die V crzchrungsstenerznschläge w o h l in 's  Auge 
gefaßt und sich vorbehalten  h a t ,  u nd  ich m e in e , w enn ich 
auch keine E inw end un g  gegen eine E rh ö h u n g  von 2 0  bis 
3 0 %  im  § . 7 8  gemacht h a b e , daß bei einer weiteren E r 
höhung die S ach e  sehr in  F ra g e  gestellt erscheint.

Abg. M  u l l  c y : Ic h  g la u b e , daß m ein A n tra g  noch 
h in te r diesen gestellt ist. Nach m einer Ansicht dürfen  Z u 
schläge au f b in d e  und indirekte S te u e rn  in den W irk u n g s
kreis der G em einden b is  zu 1 5 %  la u fe n , von 1 5  b is 
2 5 %  in  beiden C athcgoricn  w ären  sic an  den L andes- 
A usschuß gebunden. V o n  2 5  b is 5 0 %  hingegen an  ein 
Landesgcsctz, wo fü r  den F a l l ,  daß anö  financicllen  Rück
sichten die zn große B e la s tu n g  der V erzehrungssteuer nicht 
erklecklich gehalten  w erden kön n te , ohnehin die V ersagung  
der S a n c t io n  der h. R eg ierun g  vorbehalten  w ird .

S ta t th .  F rc ih . v. S  ch l o i jj u i g g : W en n  der A n 
tra g  so l a u te t ,  so m uß ich u m  E ntschuldigung b itten , daß 
ich den H e rrn  A ntragsteller nicht recht au fgefaß t habe, dann  
ab er scheint m i r ,  daß der durch den A usschußan trag  dem 
L andtag  zugedachte W irku ng skre is  au f diese W eise beschränkt 
w i r d , und dagegen habe i ch natürlich  nichts zu bemerken.

P r ä s i d e n t :  W ünscht noch Je m a n d  von den H erren  
zu diesem P a ra g ra p h e  d a s  W o r t?

Abg. B  r  o l  i ch : Ic h  erinnere n u r  h ier aus den 
A n tra g  des A usschusses, so wie auch an  den A n tra g  des 
A bg. v. S t r a h l .  Ic h  g la u b e , daß beide m it dem R eich s
gesetze nicht vereiubarlich s in d , insow eit sie eine Ucbcrstei- 
gung von 2 0 %  der V erzehrungssteuer bezwecken.

D e n n  nach § . 7 9  heißt c ö : „Z u sch läg e , welche 1 0 %  
der direkten S te u e r  oder 2 0 %  der V erzehrungssteuer ü ber
steigen , können n u r  kraft des Landcsgcsctzcs sta ttfind en ."

N u n  gehen aber beide A n träge sow ohl der des A u s 
schusses a ls  der des H e rrn  Abg. v. S t r a h l  d a h in , daß der 
L andtag  allein  schon einen V erzehrnngssteuerznschlag über 
2 0  b is  2 5 %  bewilligen könnte. D ie ß  erinnere ich n u r  
deßw egen , w eil ich g la u b e , daß d as  RcichSgesetz dagegen 
steht. ( S t a t th a l t e r :  N e in .)

P r ä s i d e n t :  W ünscht noch J e m a n d  von den H erren  
d a s  W o r t?  D e r  H e rr  B erich tersta tte r h a t d a s  letzte W o rt.

B erich terst. F re ih . v. A p f a l t r e r n :  D a s  Gesetz 
schränkt u n s  richtig in  B e tre ff  der P erccn tc  der Zuschläge 
nicht e in , jedoch habe ich wirklich die B e s o rg n iß ,  daß cs 
der H e rr  F inan zm in ister thu n  w ird . I h m  w erden starke 
Zuschläge zur V erzehrungssteuer durchaus nicht gefällig sein. 
S i e  berühren  da einen P u n k t ,  welcher ein sehr hciklichcs 
C a p ite l im  F inan zm in isterium  ist. E s  dürfte d a rin  a ller
d in g s  der G ru n d  gelegen fe in , w aru m  die R e g ie ru n g sv o r
lage zwischen den Zuschlägen der V erzehrungsstcncr und 
zwischen jenen zn den direkten S te u e rn  einen Unterschied

gemacht h a t und  dieses ist auch der G r u n d ,  w aru m  der 
Ausschuß es nicht gew agt h a t ,  über die P erccn tc  h in a u s  
zu g eh en , welche in  seinem A n trage  enthalten  sind. Ich  kann 
jedoch die dießfülligcn A nträge im  h. H ause n u r  ans d a s  
freudigste w illkom m en h e iß en , denn ich wünschte nichts so 
seh r, a ls  den G em einden in  dieser Hinsicht g a r  keine 
Schranken  gesetzt zn sehen. Ic h  wünschte nichts sehnlicher, 
a ls  daß die G em einden recht tüchtig G ebrauch machen 
möchten von dem ihnen zustehenden Rechte m it Zuschlügen 
zur V erzehru ng ssteu er G cm eindeausgabcn  zu bedecken, w eil 
dadurch der übergroße V erbrauch von geistigen G etränken  
und viele d a ra n  sich knüpfende üble F olgen  verm ieden w er
den w ürden . ( B r a v o ! B r a v o !)

Ic h  glaube jedoch , der A n trag  des H e rrn  Abg. M u lley  
dürfte a lle rd in g s einen Unterschied h e rv o rru fe n , welcher d as 
E inverstän dn iß  unseres H e rrn  R eg ie rn u g s-C o m m issärs  stören 
könnte; obw ohl ich gesehen h a b e , daß ein derartiger W id e r
spruch gewisserm aßen zurückgezogen w orden  is t ,  beim wenn 
w ir im  dritten  A bsätze, in der d ritten  In s ta n z  möchte ich 
mich a u sd rü c k e n , fü r  einen Z u s c h la g , welcher 5 0 %  
der direkten oder V erzehrungssteuer überschreiten so ll,  ist 
aber die E rw irku ng  eines LandcSgcsetzcs erforderlich , w enn 
w ir so sa g e n , so kaun der Landtag  einen Zuschlag von 
4 9 % %  au f die V erzehrungssteuer b ew illig en , ohne daß 
ein Landesgcsctz erforderlich ist. W enn  w ir  haben w ollen, 
daß der Landtag  nicht über 3 0 %  h in a u sg e h e , so müssen 
w ir die P o s itio n  des Ausschusses an n eh m e n , denn d ann , 
wenn w ir  jene a n n eh m e n , die der H e r r  Abg. M u lley  v o r
geschlagen h a t ,  so h a t der Landtag  d as  Recht den G e 
m einden zn b ew illig en , einen Zuschlag zur V erzeh ru n g s
steuer im  B e tra g e  von 4 9 % %  Anzuheben.

S t a t t h .  F re ih e rr  v. S  ch l o i ß n i g g : D a s  g laube 
ich nicht.

B erich terst. F rc ih . v. A p f a l t r e r n :  Ic h  stelle cS 
dem Erm essen der R eg ierun g  a n h e im , ob sie d am it einver
standen sein w i l l , indem  ich fü r  m einen T h e il die A nnahm e 
eines solchen A n tra g es  und wie ich g la u b e , auch von S e ite  
des A usschusses, welchem gegenüber ich die V era n tw o rtu n g  
ans mich zu nehm en mich g e tra u e , n u r  anem pfehlen kann.

S t a t t h .  F rc ih . v. S  ch l o i ß n i g g : Eben diesen A n 
trag  habe ich ja  b estritten , w eil ich den A n trag  des H e rrn  
Abg. M n llc y  in der A rt aufgefaßt h a b e , wie ihn  n u n  der 
H e rr  B erich tersta tte r des Ausschusses darstellt.

A llein der H e rr  Abg. M n llc y  h a t , glaube ich , dann 
g esag t, daß schon fü r  2 5  P ercen t bei einer oder der andern  
S te u e r  ein Landesgcsctz nothw endig sei ( R u s e : N ein , Lan- 
d es-A n ssch u ß ), d ann  w ürde ich ersuchen, daß der A n trag  
des H e rrn  Abg. M u lle y  schriftlich gegeben w ird ,  dam it ich 
mich vollkommen von seiner T rag w eite  überzeugen kann, 
beim ich könnte über die 3 0  P ercen t w ohl ans keinen F a l l  
die S a n c t io n  in Aussicht stellen.

B erich terst. F rc ih . v. A p f a l t r e r n :  E rlau b en  E u re  
Excellenz, eben nach dem A n trage des H e rrn  A bg. M n llcy  
w ü rd e , so viel ich ihm  verstanden h a b e , der § . 7 9  folgen
derm aßen la u te n :

„Z u sch läg e , welche 1 5 %  der direkten S te n e rn  oder 
der V erzehrungssteuer übersteigen , sind au  die B ew illig u n g  
des Landes-A usschnsses gebunden.

Z usch läg e , welche 2 5 %  der direkten oder der V e r
zehrungssteuer übersteigen, können m ir m it B ew illig u n g  des 
L andtages s ta ttfin d en ; fü r  Z uschläge, welche 5 0 %  der 
direkten oder der V erzehrungssteuer überschreiten so llen , ist 
aber die E rw irku ng  eines Landesgcsetzes erforderlich ."

Ic h  g laube den A n trag  des H e rrn  Abg. M n llc y  sehr 
gut verstanden zn haben.



S ta t th .  F re ih . v. S c h l o i ß n i g g :  D a  m uß ich 
nun  eben an  dcn H e rrn  Abg. M u lle y  die F ra g e  stellen, 
ob sein A n tra g  wirklich so gelau te t h a t.

A bg. M u l l e y :  Ic h  m eine b is  2 5 %  der A usschuß 
und von 2 5 %  w eiter immediate b is  5 0  der L andtag .

S t a t t h .  F rc ih . v. S c h l o i ß n i g g :  D a n n  w ar meine 
ursprüngliche A uffassung ganz richtig und ich kann dieselbe 
nicht zurücknehm en, ich bin n u r  irre  geleitet w o rd e n , w eil 
der H e r r  Abg. M n lle y  gesagt h a t ,  er habe noch w eiter 
eingeschränkt und verlange schon fü r  einen Zuschlag zwischen 
2 5  und 5 0 %  eilt LandcSgcsctz. Ich  kann also von m einem  
zuerst G esagten  nichts zurücknehmen.

P r ä s i d e n t :  D ie  D e b a tte  ist geschlossen, ich u n 
terbreche die S itz u n g  ans 1 0  M in u te n .

(N ach W iede rau fn ahm e der S itz u n g .)
B erich tcrst. F re ih . v. A p  f a l t r c r  n : Ich  bin  von 

S e i te  des Ausschusses erm ächtiget w o rd en , mich dem A n 
tra g e  des H e rrn  Landcsgcrich tsrathcS  v. S t r a h l  anzuschließen, 
w a s  ich som it thue.

A bg. M n l l e y :  Und ich ziehe m einen A n trag  zurück 
und schließe mich gleichfalls jenem  des H e rrn  v. S t r a h l  an .

P r ä s i d e n t :  Ich  nehm e cs zu r K enntn iß .
D a  die D e b a tte  ü ber § . 7 9  n u n m eh r geschlossen ist, 

und da n u r  ein A m end em ent, näm lich jenes des H e rrn  v. j 
S t r a h l  zum  zweiten A linea dieses P a ra g ra p h s  v o rlieg t, so : 
w erde ich zuerst d as  erste A linea  zu r A bstiinm nng b ringen , 
welches la u te t :  „Z u sch läg e , welche 1 5 %  der directen 
S te u e rn  oder der V erzehru ng ssteu er übersteigen , sind an  
die B ew illig u n g  des Landes-A usschusses gebunden." J e n e  
H e r r e n ,  welche m it diesem P a ssu s  einverstanden sind, bitte 
ich , sich zu erheben. (G eschieht.) E s  ist angenom m en.

D a s  2 . A linea bringe ich sogleich in  V erb indung  m it 
dem v. S tra h l 'sc h e n  A m endem ent zu r A bstim m ung, welches 
fo lgenderm aßen  la u te t :  „Z uschlüge, welche 2 5 %  der directen 
oder der V erzehru ng ssteu er übersteigen, können n u r  kraft eines 
Landesgesetzes s ta ttfin d en ; fü r  Z usch läg e , welche 5 0  %  der 
d irec ten , oder 3 0  %  der V erzehru ng ssteu er übersteigen sollen, 
ist aber die E rw irku ng  eines Landesgesetzes erforderlich.

J e n e  H e r r e n , welche m it der soeben vorgetragenen 
Fassung  des 2 . A linea  des § . 7 9  einverstanden s in d , bitte 
ich , sich zu erheben. (G eschieht.) E s  ist angenom m en.

B crich terst. F rc ih . v. A p f a l t r e r n :  (L iest § . 8 0 .)
P r ä s i d e n t :  W ünscht J e m a n d  der H erren  zu § . 8 0  

d a s  W o r t?
A bg. B r o l i c h :  Ic h  finde den § . 8 0 ,  so wie ihn  

der A usschuß gestellt h a t ,  unverständlich. D e r  A usschuß 
sag t in  der 1. A l in e a : „ D e r  G em ein d e-A u ssch u ß  kann 
fü r  Gcmeindezwccke N atu ra la rb e its lc is tu n g en  fordern  und 
zu diesem B e h u fe  dcn V c rth e ilu n g s-  und insow eit eine R e -  I 
lu iru n g  zulässig erscheint, auch dcn R e lu iru n g s  - M aß s tab  
festsetzen."

N u n  frage ic h , wie w äre  cs d e n n , wenn der R c lu i-  
ru n g s -M a ß s ta b  nicht festgesetzt w i r d , w enn sich der A u s 
schuß dahin  e rk lä r t, daß ein solcher M aß s tab  nicht festzu
setzen se i, wie w äre  denn d an n  d a s  E rsord crn iß  fü r G e 
meindezwecke e in zub ring en?  E ben  w eil diese A lternative 
nicht gestellt w ird ,  ist der G em einde-A usschuß verpflichtet, 
einen V c r th e ilu n g s -  und  R e lu iru n g s  - M aß s tab  festzusetzen, 
w ährend  die R e g ie ru n g sv o rla g e  eine B crth c ilnn g  im  G elde 
zulässig m a ch t, denn d ort heißt es im  zweiten A lin e a :

„ D ie  D ien ste  sind im  G elde abzuschätzen; die V erth  ci- 
lu n g  geschieht nach den V orschriften  der § § . 7 3  b is  7 7 , 
nach dem M aß s tab e  der directen S te u e rn ."

Ic h  w ill d a s  insow eit h e rv o rh eb en , daß der A n trag  
des A usschusses, so wie er h ie r gestellt w orden is t ,  den 
G em einde-A usschuß n ö th ig e t, u n te r  allen B ed ing un gen  einen .

V c rth e iln n g s-M a ß s ta b  festzusetzen und  a u f  die R e g ie ru n g s
vorlage nicht einzugehen, deßwegen finde ich hier den A n 
t r a g ,  welchen der Ausschuß gestellt h a t ,  fü r  zu beschrän
kend. Ich  finde aber die zweite A linea der R e g ie ru n g s
vorlage auch nicht ganz g em äß ; ich nehm e daher die ersten 
zwei Z eilen  des A ussch uß an trages a n ,  w o rin  cs h e iß t: 
„ D e r  G em einde-A usschuß kann fü r  Gemcindczwecke N a tn -  
ra l-A rb citslc istnn gcn  fo rd e rn ."  W e ite rs  w ü rde  ich festge
setzt w ünschen , daß der Absatz so lau ten  w ü rd e :

„D iese  N atu ra lle is tu n g e n  sind im  G elde abzuschätzen; 
die V erth c ilu n g  geschieht, m it  B each tu ng  der V orschriften  
§§• 7 4 — 7 7 ,  nach dem M a ß s tab e  der directen S te u e rn .  
D ie  N atu ra lle is tu n g en  können durch taugliche S te llv e r tre te r  
geleistet, oder nach der Abschätzung an  die Gcm eindccassc 
bezahlt w erden ."

N u n  w ürde ich erst jetzt dcn A n tra g  des Ausschusses, 
jedoch m odific irt cinbeziehen, daß ein V e rth e iln n g s-  oder 
R e lu iru n g s -M a ß s ta b  von dem Ausschüsse festgesetzt w erden 
kann. Ic h  nehm e dieses insow eit a n , d am it m an  nicht sagen 
w ü rd e , daß gerade die A u tonom ie der G em einde beschränkt 
w i r d ,  w eil m a n  dieselbe b in d e t, gerade nach der directen 
S te u e r  die B e rth e ilu n g  zu machen.

Ic h  finde jedoch dcn A n t r a g , so wie ih n  der A u s 
schuß gestellt h a t ,  e tw as bedenklich. Ic h  nehm e n u r ,  daß 
es in  einer G e m e in d e , insbesondere in  dcn G eg en d en , wo 
B ergw erke betrieben w erd en , wo die g rößeren  B erg w crk s- 
besitzcr und  die größeren  G rundbesitzer m it einander m ehr 
oder w eniger verflochten s in d , und  daß gerade diese, oder 
ein großer T h e il  von ihnen  im  Ausschüsse sitz t, d a  w ürde, 
w enn der M a ß s ta b  nicht nach der directen S te u e r  genom 
m en w erden so llte , der gering B e s te u e r te , der die meisten 
Lasten T rag e n d e  sein. E s  ist sehr le ich t, daß sich der 
Ausschuß dahin  bespricht, der größere T h e i l ,  die größere 
M en g e  kann m ehr le is ten , a ls  die geringere. Z u  dem ge
ring en  th e i l e  zählen sich die hoch besteuerten G ro ß g ru n d 
besitzer, G ew erksbesitzer; a l le in ,  da w erden die Lasten sehr 
u nv erh ä ltn iß m äß ig  vertheilt. G era d e  derjen ig e , der ein g rö 
ßeres V erm ögen  h a t ,  kann m ehr le is ten , h ie r w ürde m an  
aber die g rößeren  Lasten au f die M e h rz a h l w ä lz e n ; deß
wegen w ürde ich zu einem  B eschlusse, wodurch ein an dere r 
M a ß s ta b , a ls  der der R e g ie ru n g s v o rla g e , näm lich nach 
dcn directen S te n e rn  und  der V erzehru ng ssteu er bestim m t 
w i r d , an  eine größere S tim m c n m c h rz a h l b inden. S o  w ürde 
ich zu diesem B eh u fe  vorschlagen, daß der A n ssch n ß an trag , 
wornach ein anderer M a ß s ta b , a ls  d er der directen S te u e r  
angenom m en w i r d , an  die M e h rh e it von 2/3 S tim m e n  
gebunden sein w ü rd e ; sohin  w ürde ich zwischen d as  4 , und  
5 . A linea der R eg ie ru n g sv o rla g e  einschalten : „ Z n  einem  
anderen M aß stab e  der V erth e ilu n g  ist die M e h rh e it  von 
%  S tim m e n  der G esam m tzah l e rfo rd e rlich ,"  und  dann  
w ürde d as  5 . A linea  der R eg ie ru n g sv o rla g e  kommen.

Ic h  bin daher so f r e i , m einen A n tra g  fo lgenderm aßen  
zusam m en zu ste llen :

D e r  h. L andtag  wolle beschließen: D e r  § . 8 0  werde 
folgenderm aßen  a b g e ä n d e r t:

„ D e r  G em einde - Ausschuß kann fü r  Gemcindczwecke 
N atu ra lle is tu n g e n  fordern . D iese N a tu ra lle is tu n g e n  sind 
im  G elde abzuschätzen; die V erth e ilu n g  geschieht m it B e 
achtung der V orschriften  der § § . 7 4 — 7 7  nach dem M a ß 
stabe der directen S te u e rn .

D ie  N a tu ra lle is tu n g e n  können durch taugliche S t e l l 
vertre ter geleistet, oder nach der Abschätzung an  die G e - 
meindekasse bezahlt w erden ."

D a n n  fo lg t d a s  4 . A linea  der R eg ie ru n g sv o rla g e .
Zwischen der 4 . und  5 .  A linea der R e g ie ru n g sv o rla g e  

ist einzuschalten:



„ Z u  einem  an betn  M aß s tab e  der V erth e iln n g  ist die 
M e h rh e it von 2,3 S t im m e n  a ller A nwesenden erforderlich ."

S o h in  fo lg t d a s  5 . A linea.
P r ä s i d e n t :  Ic h  m uß den A n trag  des H e rrn  A b 

geordneten B ro lich  zuerst zur U nterstützung b rin g e n : bm nit 
ihn  jedoch die H erren  noch besser w ü rd ig e n , e rlaube ich 
m i r ,  ihn  nochm als vorzu tragen . (L iest denselben.) W ird  
dieser A n trag  des H e rrn  Abg. B ro lich  u n terstü tz t?  (G e 
schieht.) E r  ist hin länglich  unterstützt.

W ünscht J e m a n d  der H erren  zu § . 8 0  oder zu diesem 
A b än d e rn n g san tra g e  d as  W o r t ?  (Nach einer P a n se .)  W en n  
sich N iem an d  m e ld e t, so ertheile ich dem H e rrn  B erich t
e rsta tte r daö letzte W o rt.

B erich terst. F re ih . v. A p f a l t r e r n :  Z u e rs t h a t  es 
den H e rrn  A ntragsteller g e n ir t ,  daß die S ty lis ir im g  des 
Ausschusses im ersten A linea nicht im perativ  l a u te t ,  näm lich, 
daß der A nsschußan trag  la u te t :  „ D e r  G em ein d e-A u ssch u ß  
k a n n  fü r  Gemeindezwecke N a tn ra la rb e its le is tn n g e n  fordern  
u n d  zu diesem B e h u fe "  D ieses  und  J e n e s  festsetzen; n un  
es kann s e in , daß es schöner k lin g t, w enn m a n e s  in  im 
p era tiv e r F o rm  sa g t;  aber natürlicher W eise w ird  dem 
G em einde-A usschüsse durch unsern  A n tra g  die M ach t einge
r ä u m t ,  von  diesem Rechte sein erze it, w enn  sich die N o th 
w endigkeit h e ra u ss te llt, w enn ein A n laß  vorhanden  ist, 
G ebrauch zu machen. E ine natürliche F o lg e  ist e s ,  daß, 
w enn  der G em einde-A usschuß fü r  Gemeindezwecke N a tn r a l 
arbeitsle istnn gen  zu fordern  A n laß  h a t ,  er d an n  einen V er-  
th e iln u g s-  und  wo möglich den R e u lirn u g s -M a ß s ta b  fest
setzen m u ß ; es ist n a tü r lic h , daß in dieser H insicht kein 
eigenes Gesetz nothw endig  i s t ,  d iree te , im p era tiv  auch die 
F o lg e  vorzuschreiben.

I m  klebrigen stim m t der A n ssc h u ß a n tra g , w enn auch 
m it andern  W o rten  m it dem 1. und  2 . A linea § . 7 9  
der R eg ie ru n g sv o rla g e  ü b e re in , n u r  m it dem U n te r 
schiede, daß § § . 7 3  —  7 6  nicht c itir t sind. N u n  in  
der H in sich t, dem Ausschüsse vorzuschreiben, w ie er ver
the ilen  so ll, h a t der Ausschuß eben in  W a h ru n g  der 
A u tonom ie der G em einde und  m it Rücksicht au f den zunächst 
d a ra u f folgenden § . 8 1  nicht fü r  zweckmäßig erachtet, denn 
m a n  w ill eben dem Ausschüsse es überlassen haben —  ich 
m eine näm lich dem G em einde-A usschuß —  die V erth e ilnn g  
zu tre ffe n , wie er nach seiner Ueberzeugung die S ach e  fü r 
gerecht, den V erhältn issen  entsprechend h ält. E s  können ge
wisse Zwecke se in , fü r  die wirklich die direete S te u e r  durch
a u s  nicht den w ah ren  M aß s tab  gib t und  es g e h t, nach 
m einer Ansicht n ich t, in  dieser Hinsicht den Ausschuß an 
eine 2 '3 M a jo r i tä t  zu b in d e n , wie es im  w eitern  V erlau fe  
der A n tra g  des H e rrn  B ro lich  bezweckt, da eben sehr 
häufig  gerade solche dabei in teressirt sein können. L äßt 
m a n  den gewöhnlichen G eschäftsgang  dem Ausschüsse a n 
heim  gestellt, so ist er ohnedem gebunden g en u g ; es 
müssen %  der M itg lie d e r  anwesend sein und  so ist eine 
ansehnliche A nzahl von M itg lie d e rn  zu r M a jo r i tä t  ohne
dies; erforderlich. E s  können z. B .  Leistungen fü r  einen 
gem einsam en G em eindew eg s e in ; bei diesem G em einde
wege sind zunächst jene M itg lie d e r  der G em einde interessirt, 
die zu beiden S e ite n  des W eges ihre H äu se r h a b e n , oder 
solche, welche gerade ü ber diesen W eg zu ih ren  F e ldern  
fa h re n , der andere T h e il der O rtsch aft oder G em einde ist 
d a ra n  g a r  nicht interessirt. W ollte  m a n  da an  die M a jo 
r i tä t  von %  b in d e n , so könnte in  sehr vielen F ä llen  der 
W eg  nicht v o tir t w e rd e n , w eil d as  eben ein W eg  i s t ,  der 
n u r  gewissen T h e ilen  der G em einde eonvenirt.

D e r  d ritte  Absatz w ird  von dem H e rrn  LandeSgerichts- 
R a th  B ro lich  nach der R eg ie ru n g sv o rlag e  vorgeschlagen, 
jedoch m it der einfachen A b änderung  des W o rte s  „ D ie n s te "

in  „ N a tu ra la rb e its le is tn u g "  w ährend  dem w ieder der A u s -  
schnßantrag sich von dieser S ty l is irn n g  des H e rrn  L andeö- 
gerichtsrathes n u r  dadurch unterscheidet, daß es sta tt der 
W orte ,, derAbschätznng" „nach d em R eln irn n g sm aß s ta b e"h e iß t.

Ic h  g la u b e , daß d as  W o rt  „N e lu irn n g sm a ß s ta b "  oder 
„R e lu itiv iism aß stab "  bezeichnender ist a ls  die „A bschätzung."

D ie  4 . A linea h a t H e rr  B ro lich  gleichfalls nach der 
R eg ie ru n g sv o rla g e  bean trag t.

I n  dieser H insicht erlaube ich m ir den A ntragsteller 
aufm erksam  zu m achen , daß in t § . 8 1  unserer G em einde- 
ordnung  fü r  diese F ä lle  eine V orsorge getroffen w orden ist, 
welche die S tre ich u n g  dieses A linea tut § . 8 0  überflüssig 
gemacht h a t ,  w eil die bezügliche B e s tim m u n g , welche fü r 
die N atn ra la rb e its le is tn n g en  abgesondert gemacht w erden 
w ill, au f alle d ießfälligeu U m lagen  in  der ganzen G em einde 
ausgedehnt w erden m ußte. (A bg. B r o lic h : E r  ist noch nicht 
votirt.) E r  ist noch nicht v o t i r t ,  aber eben die ganze 
S ty lis irn n g  w ird  eine n o th w en d ig e , da § . 8 1  überflüssig ist 
oder h ier entfallen m uß. F ü r  jeden F a ll  m üßten  w ir  aber 
dann  int § . 8 1  fü r  die andern  U m lagen  eine andere S t y 
lisirnng votiren .

D a s  5 . A linea  w ird  ohnedem  vom  H e rrn  A n tra g 
steller nicht beanständet.

Ic h  glaube so m it, daß ich die A n s tä n d e , die vom  
H err»  A ntragsteller gemacht w orden s in d , beseitigt chabe; 
w as ich insbesondere auch in  B e tre ff  d es vom  H e rrn  A n 
tragsteller zwischen d as  4 . und  5 . A linea  einzuschaltenden 
A bsatzes, betreffend die Abschätzung gesagt haben w ill.

Ic h  em pfehle dem h. H ause die u nveränderte  A nnahm e 
des § . 8 0  nach dem A nsschnßcm trage, indem  es sich auch 
durch die S ty l is irn n g  im  § . 8 1  in  der einen R ich tung  
w enigstens befriedig t finden w ird .

S t a t t h .  F re ih . v. S  ch l  o i ß n i g g : D e n  ersten A n 
trag  des H e rrn  B ro lich  empfehle ich selbstverständlich, w eil 
er w eniger von der R eg ie ru n g sv o rla g e  abw eich t, a ls  der 
des A usschusses, fe rn er w eil in diesem A n trage  B e s tim 
m ungen a n s  der R eg ie ru n g sv o rla g e  aufgenom m en sind, 
welche m ir  sehr wesentlich erscheinen und ganz gewiß zu r 
B erdentlichnng des Gesetzes bei den G em einden  und zu r 
praetischen D u rch fü h ru n g  beitragen  werden. U n ter diese 
B estim m un gen  gehört d ie , daß die D ienste  in G eld  abzu
schätzen sind. D a s  Gesetz v erlan g t ausdrücklich , daß zuerst 
der V erth e ilu n g sm aß stab  nach den bircctcn S te u e rn  anzu
nehm en ist. D a s  ist eine A n w eisu n g , von der dann  a lle r
d ings abgegangen w erden k a n n , w eil die B e ru fu n g  au f 
den § . 7 8 ,  respect. 7 9  im  A n trage  v o rk o m m t, welche hier 
ansgelassen ist. E s  ist a lle rd in g s w a h r , wie der H e rr  
B erich tersta tte r g eäußert h a t ,  daß diese B es tim m un g  im  
§. 8 0  v o rk o m m t, allein  § . 8 0  ist n u n  noch nicht vo tirt. 
Endlich w ird  durch A nnahm e des A n tra g es  des H e rrn  A bg. 
B ro lich  m ehr jenen Bedenken begegnet, welche sich a u s  
dem Reichsgesetz m it dem §. 7 9  insbesondere gegen 8 0  
oder 8 1  ergeben w e rd e n , wie ich späterhin  hervorzuheben 
die E h re  haben werde.

P r ä s i d e n t :  D ie  D eb a tte  ist geschlossen, und  ich 
bringe n u n  § . 8 0  zu r A bstim m ung.

- Abg. B r o l i c h :  Ic h  b it te , H e rr  Vorsitzender, wenn 
es sich m it die A bstim m ung m eines A n tra g es  h a n d e lt, so 
bitte ich absatzweise denselben zur A bstim m ung zu bringen, 
es ist m ö g lich , daß fü r  den einen oder den andern  T h e il 
doch eine M a jo r i tä t  sich ergeben könnte.

P r ä s i d e n t :  D ie ß fa lls  w erde ich den H e rrn  Abg. 
bitten seinen A n tra g  selbst P o s t fü r  P o s t vorzulesen, indem  
es m ir  schwer f ä l l t ,  a u s  seiner S c h rif t  klug zu w erden. 
(H eiterkeit.) Ich  bringe n u n , da der A n tra g  des H e rrn  
Abg. B ro lich  sich von der V o rla g e  w eiter e n tfe rn t, den-



selben zuerst zur Abstimmung und zwar dem geäußerten 
Wunsche gemäß nach den einzelnen Absätzen. Ich  bitte den 
Herrn Abg. das erste A linea zu lesen.

Abg. B r o l i c h  ( licS t:)
„D e r  Gemeinde-Ausschuß kann fü r  Gcmcindczweckc 

Naturalleistungen fo rde rn , diese Naturalleistungen sind im  
Gelde abzuschätzen, die Vertheilung geschieht m it Beach
tung der Vorschriften der §. 74— 77 nach dem Maßstabe 
der directen S teuern ." E r  stimmt ganz wörtlich m it dem 
Ausschußantragc überein (w ird  unterbrochen vom)

P r ä s i d e n t :  Ich  b itte , H e rr Abgeordneter, nur 
ganz einfach Ih re n  Antrag vorzutragen, indem ohnedieß 
keine Bemerkung nach der G .-O . mehr stattfinden darf.

Abg. B r o l i c h  (liest das erste Alinea nochmals.)
P r ä s i d e n t :  Jene H erren , welche m it diesem A n 

trage einverstanden fin d , bitte ich, sich zu erheben. (G e
schieht.) @8- ist die M in o r itä t. D a s  zweite Alinea.

Abg. B r o l i c h :  Sobald das erste Alinea fä l l t ,  so I 
ziehe ich meinen Antrag zurück.

P r ä s i d e n t :  Es kommt sonach der Ausschußantrag 
§. 80  zur Abstim m ung; da er den Herren ohnedieß vo r
lie g t, so enthalte ich m ich, denselben neuerlich vorzulesen, 
und bitte die H erren, welche m it §, 80  in der Fassung 
des Ausschusses einverstanden sind, sich gefälligst zu erheben. 
(Geschieht.) E r  ist angenommen.

Berichterst. F rcih. v. A p f a l t r c r n :  (Licöt §. 81.)
P r ä s i d e n t :  Wünscht Jemand der Herren das

W o rt?
Abg. D  c r  b i t s ch : Ich  habe gegen den In h a lt  dieses 

Paragraphes einige Bedenken.
D e r Paragraph enthält das sogenannte Sclbstbesteuc- 

rungsrecht der Gemeinden und das Recht die Um lagsart 
in  jenen Fällen zu bestimmen, in welchen die Zuschläge zu 
den Steuern den richtigen Beitragsmaßstab nicht ausmachen.

D a s  Selbstbcstcucrungsrccht der Gemeinden ist ein wichti
ges , man muß sagen ein höchst wichtiges autonomes Recht. 
Ich  habe gegen die F re ihe it, gegen die Antonomie der Ge
meinden nicht das mindeste einzuwenden, ich wünsche der 
Gemeinde eine möglichst große Autonom ie, jedoch ist das 
Selbstbcsteucrungsrccht der Gemeinden nicht über alle B e 
denken erhaben.

Dieses Selbstbcstcucrungsrccht muß sich beschränken 
durch das Interesse der A llgemeinheit, so wie auch durch 
das Interesse der einzelnen M itg liede r in der Gemeinde selbst.

Wenn der Gemeinde die unbeschränkte M ach t, die 
S teuern einzuführen belassen würde, so kann cs dahin 
kommen, daß der Einzelne in  der Gemeinde ungewöhnlich 
und ungemein hart hergenommen werden kann.

D a s  Selbstbestcucrungsrccht zerfällt ohnehin in zwei 
T he ile : der eine T h e il ist bereits von dem h. Landtage 
v o tir t worden, nämlich daß innerhalb gewisser Grenzen die 
Gemeinden zu den bestehenden directen S tene rn , so wie 
auch zu der Verzehrungssteuer Zuschläge beschließen können. 
Dieses Recht ist beschränkt. N un  w ill man aber der Ge
meinde das unbeschränkte Recht der selbstständigen Auslagen 
einräumen. Ich  glaube, daß nach Verschiedenheit der E le
mente die allenfalls in  einer Gemeinde sitzen können, be
deutende Ungerechtigkeiten gegen einzelne M itg lieder aus
geübt werden können.

M i r  fä llt  e in , daß schon gegenwärtig in einem B e 
zirke nach einem Gcmeindcbeschlusse jeder Eigenthümer, der 
in  der eigenen W aldung M erkan til-H o lz  erzeugt, eine be
deutende Auflage zu Gemeindezwccken zahlen m uß; ob das 
gerecht is t,  ob das im  S inne  des Gesetzes gelegen sein 
könne, ist nicht zweifelhaft.

Ich  weiß auch, daß schon in  früheren Zeiten einige 
Gemeinden eine solche Besteuerungsanflagc auf die Ausfer
tigung der Ehcmcldzettel beschlossen haben. (R u f:  Ganz 
richtig.) Es ist zwar vielleicht nicht u n b illig , wenn man 
gegen gewisse Personen Hindernisse leg t; in  der Beziehung 
jedoch handelt es sich um das Recht.

Ich  weiß auch, daß schon Drohungen geschehen sind, 
daß man gewisse Rechte beschränken werde in der Gemeinde 
gegen einzelne Classen. Ich  kann m ir  sehr leicht denken, 
daß in einer Gegend das Halten der Schafe höchst miß
liebig is t, und sobald die Gemeinde das unbeschränkte Recht 
haben w ird , die Besteuerung einzuführen, nun so wollte 
ich beinahe bürgen, daß vielleicht 1 bis 2 fl. ans jedes 
Schaf gesetzt werden, als S teuer fü r Gemcindczwccke; 
deßwegen bin ich der Ansicht, daß dieses Sclbstbcstcncruiigs- 
rccht und diese sogenannten selbstständigen Auflagen wohl 
früher genau präcisirt und genau erwogen werden müssen, 
und daß hier ein eigenes Landcsgcsctz erforderlich fei, was 
ohnehin auch im  R .-G . vom 5. M ä rz  enthalten ist.

Sobald gewisse Gegenstände zur Besteuerung einge
tragen sein werden, so werde ich nicht dagegen sein, sofcrnc 
sic im  Rechte und in  der B illig ke it gegründet s ind; aber 
daö unbeschränkte Recht den Gemeinden einzuräumen, trage 
ich Bedenken.

W as das Recht der Umlageart in  jenen Fällen betrifft, 
in  welchen die Zuschläge zu den directen Steuern den rich
tigen Bcitragsmaßstab nicht ausdrücken, so sehe ich darin noch 
größere Bedenken. Ich  glaube, daß hier der Gemeinde die 
volle W illkü r eingeräumt is t, in  jedem einzelnen Falle die 
Umlagcart zu bestimmen, je nachdem sic den Einen oder 
den Andern bevorzugen oder allenfalls W illk ü r üben w ill.

Ich  setze voraus, die Gemeinde w ird  aus guten Ele
menten zusammengesetzt, jedoch als Axiom können w ir  das 
nicht annehmen; es können auch Elemente in der Gemeinde 
sitzen, die allenfalls auf die untere Classe die Last wälzen 
w o llten , und da glaube ich, ist dem Ausschüsse das volle 
Recht eingeräumt. Es sind Factoreu hier angegeben, welche 
bei der Umlageart maßgebend sein sollen, das sind nebst 
den l. f. S teuern der Fam ilien - und Hausstand; cs ist 
wohl in manchem Hause ein großer Familienstand, eine 
große Anzahl Personen, aber wenig Lebensmittel, sehr 
wenig K le ider; wie man hier nach Köpfen den Umlage- 
M od us  bestimmen könnte , weiß ich nicht.

Es heißt hier Gewerbe; die Gewerbe sind ja ohnehin 
schon nach der allgemeinen Besteuerung cinbezogcn. V on 
der Erwerbsteuer w ird  ja  der Umlagemodus und die Quote 
bestimmt und berechnet; soll man Gewerben ans dem Lande 
besonders noch größere Lasten aufbürden? J a ,  meine 
H erren, die Gewerbe am Lande sind am höchsten besteuert. 
W as ist Gcwerbsmann am Lande? ein armer Schu
ster, ein armer Schneider, der ohnehin von seinem Gewerbe 
4  fl. zah lt, dem ohnehin schon bei der Einkommensteuer 
seine Arbeit so genau berechnet w ird , daß man sicher sagen 
kann, es ist nicht ein Paar S tie fe l der Einkommensteuer 
entgangen.

J a ,  soll man derlei Gewerbe noch höher besteuern?
Häuser und deren Bestandtheile, Fcuerstellen, die 

lassen sich in eine Cathcgorie wohl nicht bringen. D ie  Feuer- 
stellen sind sehr verschieden, manche Feucrstclle ist außer
ordentlich karg bedacht, schauerlich karg, wo hingegen manche 
Andere einen guten Geruch verbreiten läßt. (Heiterkeit.) 
D e r Vichstaud ist sehr verschieden, es gibt manche Gegen
den, wo der Vichstaud in  sehr geringer Z ah l das einzige 
Verm ögen, die einzige Erwerbs- und Nahrungsguclle des 
betreffenden Eigcnthümers ist. Ich  nehme in der Nähe 
der Gewerkschaften, in  der Nähe der Jndustrieorte, der



S t ä d t e , wo der Kaischler von 1 —  2  S tü ck  V ieh  seinen 
U n te rh a lt h a t ,  d a s  einzige V e rm ö g e n , soll m a n  d as  in 
gleiche Linie stellen m it dem eines B em itte lten , höchst B e 
steuerten , ich g laube nicht. Ic h  bin daher der Ansicht, daß 
bezüglich der neuen A u fla g e n , bezüglich der sogenannten 
selbstständigen A uflagen  ein eigenes Gesetz zu erfließcn haben 
w ird . Nach genauer E rw äg u n g  a ller U m stände und daß 
es von dieser U m la g c a r t,  wie sic hier p ro p o n ir t i s t ,  w o h l 
sein Abkommen finden d ü rs te , bean trage ich die S tre ich u n g  
des ganzen P a ra g ra p h e s .

P r ä s i d e n t  (zu A bg. B ro lich  gew endet:) H e rr  
A bgeordneter haben mich frü h e r um  d a s  W o r t  g ebeten ? 
(A bg. B ro lic h :  J a ! )

A bg. D  e r  b i t  s ch : Ic h  v erharre  bei der R cg ieruu gS - 
V o rlag e .

P r ä s i d e n t :  B a r o n  A p fa ltrc rn  h a t d as  W o rt.
B crich tcrst. g re if), v. A p f a l t r c r n :  Ich  habe au s  

der R ed e des H e rrn  V o rre d n e rs  en tn o m m e n , daß der § . 81  
des A ussch nß an trages nicht richtig e r fa ß t ,  daß er m iß v er
standen w orden  se i, sonst könnten ihm  die V o rw ü rfe  nicht 
gemacht w e rd e n , gerade in  einer R ic h tu n g , in  welcher den 
G em einden  ein heilsam es M itte l  durch diesen P a ra g ra p h  
an  die H a n d  gegeben w erden w ollte.

E s  w ird  zuerst b e to n t, d a s  Sclbstbcstcucrnngsrcch t 
und  seine W ichtigkeit fü r  die A utonom ie der G em einde, und 
an dererseits g esag t, daß der H e rr  A n tragsteller zu große 
B edenken h a b e , u m  d as  Selbstbestcucrnngsrech t der G e 
m einden  in  die H an d  zu legen.

M e in e  H e r r e n ,  ich bin einverstanden d a m it ,  daß d as  
S c lbstb csten ern ng srech t ein w ichtiges Recht der G em einde ist, 
u nd  zw ar ein so  w i c h t i g e s  Rec ht ,  meine H e r r e n ,  daß , 
w enn w ir  dieses Recht nicht w a h re n , unsere ganze G e 
m einde - O rd n u n g  nichts nützt. D a n n  lassen w ir u n s  lieber 
ohne alle G em ein d e-O rd n u n g  cvm m andiren , wie cs den R e- 
g ie ru n g so rg an en  gefällig is t ;  denn n u r  d a n n , w enn w ir  dieses 
P a l la d iu m  w a h re n , ist eine sichere G e w ä h r fü r  d as  G e - ' 
deihcn unserer G em einden  gegeben. D a s  S e lb s tb esteu eru u g s- ; 
recht ist eine S a c h e ,  welche sehr schwer durch bestim m te, : 
in  Absätze getheilte N o rm en  rc g u lir t w erden kann. E s  ist 
die Verschiedenheit der Zwecke, der E rfordernisse einer G e - . 
m cinde eine so g ro ß e , daß cö nicht möglich i s t ,  alle ein- : 
zelncn v o rau szu seh en , sie in  gewisse G a ttu n g en  zu b ringen  
und  fü r  jede G a ttu n g  den w ah ren  U m la g s m o d u s , der 
dein V erhältn isse cnsprich t, festzustellen; d a ru m  hat der 
Ausschuß g e g la u b t, d a rü b er dem Erm essen dcS G em einde- 
Ausschusses einen S p ie l r a u m  in die H an d  geben zu sollen, 
in n erh a lb  dessen er den In teressen  seiner M a n d a n te n  Rech- I 
n un g  trag en  kann.

E s  w urden  die von dem Ausschnsse beispielsw eise 
au fgeführten  verschiedenen U m la g sa rtc n  einer C ritik  u n te r 
zo g en , und von derselben n u r  freigelassen die lan d es fü rs tl. 
S te u e rn .  M e in e  H erre n  die lan d es fü rs tl. S te u e rn  h ä tte  ich 
gerade in  den m eisten F ü llen  zu k ritis ircn , w eil sie in  den 
m eisten F ä llen  richtig der w ahre U m la g s -M o d u s  nicht 
sind. E s  ist ein b equ em er, denn cS ist bei ihm  bekannt, 
wie viel J e d e r  zah lt. D a s  E rfordern is; b e träg t so viel, 
au f den G u ld e n  komm en so viele K reu zer, diese heben w ir 
ein, eine sehr einfache R e c h n u n g ; aber gerecht ist diese Rech
n u n g  in  den allcrseltcustcn Füllen . Indessen  die S c h w ie rig 
keiten einseh end , die die S u b s titu tio n  dieses M a ß s ta b e s  
m it sich b r in g t ,  h a t der Ausschuß in seinem V orschlage 
a l s  die R eg e l a n e rk a n n t, daß die lan d esfü rs tl. S te u e r  der 
U m la g s -M o d u s  se i; jedoch fü r solche F ä l l e ,  wo der G e 
m einde-A usschuß es selbst e rk enn t, daß er nicht gerecht ist, 
ist ihm  nicht e in m al die P flich t a u fe rle g t, sondern cs ist

ihm  n u r  die M öglichkeit e in g e rä u m t, die M ach t gegeben, 
daß er einen andern  U m la g e -M o d u s  sich w ählen  kann.

W ir  haben B eisp iele  a u fg e fü h rt, cs ist die F am ilie  
und der H a u ss ta n d .

M ein e  H e rre n , ist d a s  ein schlechter U m la g e -M o d u s ? 
—  An u nd  fü r  sich durchaus nicht. M e in e  H e r r e n , w enn 
S i c  gerecht ermessen wollen die C o n tr ib u tio n , die eine G e 
meinde fü r  Kirchenzwccke, fü r  S ch u len  geben s o l l,  w a s  
anders entscheidet d a rü b e r , a ls  der F am ilien stand .

G ehen  denn die B ä u m e ,  die im  W ald e  stehen , die 
F e ld e r , die m it W eizen bebaut s in d , in  die S c h u le ,  oder 
die K in d e r?  G eh et M a n n ,  W eib und  K inder in  die 
K irche, oder gehen die B ä u m e  in die K irche? d a s  be
zeichnet d a s  In te re s s e , und  fü r  solche F ä lle  den gehörigen 
M aß stab . In d essen  natü rlicher W eise gre ift m an  zu diesem 
M aßstab  n u r  d a n n , w enn die U m la g s a r t  nach der lau dcs- 
fürstlichen S te u e r  eine ungerechte w ä r e ,  w enn ihre V e r
hältnisse sehr verschieden sein w ürden .

D ie  G ew erb e , die können a lle rd in gs nicht m it einer 
neuen S te u e r  belegt w erden. D a s  kam u n s  nicht in  den S i n n .  
Jedoch cs kaun die A u sü b u n g  eines G ew erbes fü r  eine U m 
lag eart m aßgebend sein. Setzen  w ir den F a ll ,  meine H erren , 
es w ill die G em einde einen N achtw ächter aufstellen —  m a n  
m uß au f die allergew öhnlichsten practischen F ä lle  Rücksicht 
nehm en —  ein N achtw ächter ist nicht nothw endig  fü r die F lu re n , 
fü r die W ä ld e r ,  sondern  fü r  die Feuersicherheit, oder wegen 
der E igenthum ssicherheit gefährlicher Leute. I n  dieser H in 
sicht w ird  cs zweckmäßiger se in , au f den H a u s s ta n d , oder 
B e tre ff des Feuerw üchters au f feuergefährliche G ew erbe zu 
sehen. M a u  kann von einem M en sch e n , der ein feuerge
fährliches G ew erbe t r e ib t ,  einem  B ä c k e r, der in  der N acht 
seinen O fe n  heizt und  der h ie rin  von seinem N achbar 
nicht c o u tro llir t w erden k a n n , eine höhere B esteueru ng , 
einen höhern  B e itra g  fü r  den N achtw ächter fo rd e rn , a ls  
wie von einem a n d e rn , der um  8 U h r sein F eu e r löscht. E s  
w ird  nicht ungerecht sein, von einem solchen M enschen , der 
ein feuergefährliches G ew erbe tr e ib t ,  d re im al so viel B e i 
trag  zu r B ez ah lu n g  des N achtw ächters zu v e r la n g e n , a ls  
von einem a n d e r n , der kein solches G ew erbe tre ib t. D e r  
V ichstaud  , ist d c r  nicht ein gerechter U m lage - M aß s tab  
fü r  die R e p a r tiru u g  der A u slag e  zu r E rh a ltu n g  des G c- 
m c in d e h ir ten , oder fü r  die B ez ah lu n g  eines V ieh arz tes , 
der in  (jdcr G em einde bestellt w erden so ll?  J e n e  n u r , 
die B ich  h a l te n , sind dabei interessirt. S o l le n  Kaisch- 
l c r ,  die keine K u h ,  kein S ch w ein  h a b e n , sollen die, 
verm öge der landesfürstlichen S te u e r  fü r  einen T h ie r 
arzt z a h le n , den sie in  ih rem  In te re sse  nie brauchen, 
w ährend  dem ein A nderer m it einer großen A nzahl M a s t-  
und sonstigem V ieh  , der vielleicht V ieh  - K rankheiten durch 
Z u trieb  frem den V ieh es in  d as  D o r f  b r in g t , der vielleicht 
die M ä s tu n g  a u s  S p e c u la tio n  b e tre ib t, soll etw a der n u r  
nach der einfachen G ru nd steuer z ah len ?  da ist der V ieh- 
stand gewiß ein viel gerechterer U m lag s - M o d u s .

U cb rigcn s haben w ir nicht alle U m la g sa rtc u  aufge
fü h rt und s ta tn ir t ,  daß nach den aufgezählten  bloß darf 
um gelegt w e rd e n , sondern  der A usschuß w ird  die w ahre 
U m lag e-A rt von  F a l l  zu F a ll  erm essen, und darnach den 
Beschluß fassen, die U m lage entweder nach der lan desfü rstl. 
S te u e r  zu m achen, oder, w enn  er einen besseren M aß s tab  w eiß, 
diesen M o d u s  vorzuziehen. E s  ist a llerd ings r ic h tig , daß 
die S clbstbestcnerung  zu r F o lg e  haben k a n n , daß die E in e n  
sehr em pfind lich , und im  W iderspruche zu ih rem  In te re sse  
getroffen w erden können.

A ber m eine H e r r e n , daß w ird  gewiß am  häufigsten  
m it der U m lage au f G ru n d la g e  der la n d es fü rs tl. S te u e r



geschehen. Wenn sic einen gerechten Maßstab finden, dann 
w ird sich gewiß Niemand über diesen beklagen können.

Dieses wollte ich als Erörterung des Ausschuß - A u- 
tnigc§ vermissenden, m it a llfä llige Mißverständnisse der 
Zwecke des Ausschusses und der Tragweite dieses P ara- 
grapheS vorzubeugen.

Den weitern Einwendungen sehe ich entgegen.

P r ä s i d e n t :  H e rr Abg. B ro lich  hat daS W ort.

Abg. B r o l i c h :  Ich  muß mich vollkommen den 
Ansichten des H errn  Derbitsch anschließen.

Ich  glaube selbst, daß gerade durch den §. 81, wie 
ihn der Ausschuß beantragt h a t, der W illkü r eines Ge
meinde - Ausschusses T h ü r und Schloß geöffnet find. W ir  
haben den §. 73 der Regierungsvorlage beschlossen, und 
in  diesem Paragraph ist es ausdrücklich festgestellt, daß 
zur Bestreitung der Ausgaben zu Gemeindezwecken, die 
Umlage geschehen könne, und zw a r; durch Zuschläge zu ( 
den öirecten Steuern auf alle in der Gemeinde vorgeschrie
benen Steuern u- s. w. Alles dieses was im  Paragraphe 
beschlossen worden is t, kann durch §. 81 geradezu um 
gestoßen werden. H ier heißt cs „ in  den Fällen, in welchen Z u 
schläge zu den Steuern den richtigen B e itra gs -M a ß s tab  
nicht ausdrücken."

D em  Ausschüsse steht cd ja  insoweit frei zu sagen: 
H ie r ist nicht der richtige Maßstab zu den Zuschlägen zur 
birectcn und inbirecten Steuer. Sobald sich der Ausschuß 
dahin ausgesprochen ha t, so fä llt die Vertheilung nach der 
birectcn Besteuerung weg, und jener M od us , den der A us
schuß festgesetzt, ist der richtige.

D ie  Regierung hat wohlweislich dafür gesorgt, daß 
wenigstens nicht in  allen Fällen der Ausschuß eine Um 
lage nach W illk ü r bestimmen könne, und hat bestimmte 
Grundsätze festgestellt, an welche der Ausschuß gebunden 
is t,  und eben die Grundsätze nach §. 73.

W ir  haben bereits sehr viele Rechte bei N a tu ra l-Le i- 
stungen dem Ausschüsse überlassen. Auch dort war meine 
Ansicht n icht, daß der Ausschuß den V erthe ilnngs-M odus 
bestimme, wie es ihm  ge fä llt, weil ich Fälle vor Augen 
habe, wo M änner im  Ausschüsse sitzen, welche eigentlich 
im  Ganzen, ich w ill nicht sagen zu den Höchstbesteuerten, 
aber doch zn den Hochbesteuerten gehören, oder wo eine 
gewisse Erwerbsklasse darin stark vertreten ist.

E in  solcher Ausschuß, denn man muß nur annehmen, 
daß der E go ism us, so lange die W elt besteht, nie auf
hören w ird ,  w ird  offenbar dahin trachten, die Auslagen 
so zu vertheilen, daß er weniger, als verhältnißmäßig nach 
der Umlage der S teuer getroffen würde.

Es ist von der Selbstbesteuernng gesprochen worden.
M eine H e rren ! W ir  haben eine A rt der Selbstbe- 

steuerung, d. i. die Einkommensteuer. D ie  Einkommen
steuerbekenntnisse oder diese Fassionen, was sind sie? E in  
Verzeichniß voll Lug und T rug . Ich  w ill Niemanden in 
dieser Beziehung einer Unredlichkeit beschuldigen; allein, 
meine H erren, diejenigen, welche die Einkommensteuer- 
Fassionen überreichen, sind gcnöthiget so zn verfahren, und 
wer seine eigene H aut schützen w i l l ,  muß hier zn allen 
möglichen F in te n , oder man nenne sie Unrichtigkeiten, U n
wahrheiten greisen. Ich  nehme Jemanden a n , der ganz ge
wissenhaft sein Einkommen fassionirt, ja  vielleicht höher 
als es in der T ha t ist. W as ist die Folge? D e r Com- 
m issär, der w ird sagen: D a s  ist nicht w a h r, D u  hast 
ein größeres Einkommen, und w ird  ihm seine S teuer 
vielleicht um 10 pCt. bis 20 pCt. erhöhen.

DaS ist die Folge der Gewissenhaftigkeit. E in  Anderer 
w ird  sein Einkommen um das 20zigfache geringer angeben. 
E r  w ird  vielleicht auch etwas erhöhet; allein es w ird  doch die 
Unwahrheit dahin führen, daß er weniger zahlt, als er zahlen 
sollte. D e r Gewissenhafte w ird  besteuert, der Ungewissenhafte 
kommt gut durch. D a s  ist nämlich gegenwärtig das Selbst- 
bestenerungrecht. A lle in  dieses Gesetz w ird  hoffentlich im  
nächsten Reichsrathe eine Abänderung erleiden, aber gegen
wärtig besteht c6 noch, und ich bitte nur die Herren von der 
Handelswelt zu fragen , wie sie m it diesem Gesetze ein
verstanden sind, und dennoch besteuerten sie sich selbst. 
Deßwegen meine ich auch, daß gerade der §. 81 zu einer 
sehr großen W illkü r des Gemeinde-Ausschusses Gelegen
heit bieten kann, und wenn man schon jede W illk ü r so 
vie l als möglich beschränken so ll, so glaube ich, daß auch 
in  dieser Beziehung der Ausschuß-Antrag viel zu weit gehe, 
gerade deßwegen, weil es ihm erlaubt is t , jede Bedeckung 
von den Gemeinde-Erfordernissen ans eine andere A r t ,  als 
durch die Steuer-Zuschläge zn verfügen, w eil es heißen w ird , 
hier machen die Steuer-Zuschläge nicht den rechten M a ß 
stab. D ie  Erklärung aber hat nur der Gemeinde - A us
schuß zu geben. Ich  bin daher vollkommen der Ansicht, 
daß der ganze Ausschuß - Antrag gestrichen und die Regie
rungsvorlage beibehalten werden so ll, welche in diesen 
Füllen den richtigen Maßstab angibt.

S o llte  sich jedoch in  der Folge das Bedürfn iß  zeigen, 
daß in  einem oder dem andern Falle ein Landesgesetz er
forderlich w äre, so hat ja  der Landtag im  künftigen Jahre 
daS Recht, ein solches Landesgesetz in Antrag zn bringen 
und S r .  M ajestät zur S anction  vorzulegen. E in  solches 
Bedürfn iß  ist jetzt nicht vorhanden, und w ird  sich vielleicht 
erst in der Folge zeigen. Hüten w ir  uns aber dem Ge
meinde-Ausschüsse ein Recht einzuräumen, welches zur 
W illkü r ausarten kann.

P r ä s i d e n t :  Wünscht noch Jemand der Herren 
daS W o rt?

Abg. M  u l  l  e y : Auch ich glaube mich unbedingt den 
Antrügen des geehrten H errn V o rrd n e rs , jedoch nur ans 
dem Principe des Rechtes anschließen zu müssen. W er in 
der Gemeinde eine größere K ra f t ,  ein größeres Vermögen, 
welcher G attung immer in Objecten besitzt, der nmß folge
richtig auch den Gebrauch größerer Bedürfnisse und Rechte 
der Gemeinde fü r sich haben. Ans welchem Rechtsprineipe 
kann er beim ableiten, daß der Besteueruugsfaetor fü r die 
Belastung ans andere ihm  nicht genehme M odalitä ten hin
geleitet werde? S in d  denn die Faetoren, die der A us
schuß in 's  M it te l z ieht, die F a m ilie , der V iehstand, die 
Feuerherde re. stabile G rundlagen? Aendern sie sich denn 

I nicht je nach dem Bestände in e in , zwei oder mehreren 
1 J a h re n ? S ie  können demnach dnrchgehends zn keinem 
j  Factor einer solchen Grundlage angenommen werden.

Ich  glaube daher, daß der R eg ie rungs-A ntrag von 
j dem Grundsätze des Rechtsprineipes geleitet worden ist, 

wie er die Textirung erlassen h a t, und daß man durch 
I dessen Aenderung nur eine weitergehende Tendenz sich vor 

größer» Zahlungen, die allenfalls auf die direete S teuer 
entfallen würden, loszuwinden anstrebt, was aber, glaube 
ich, sowohl dem Principe des Rechtes, als wie der A u to 
nomie der Gemeinde entgegensteht.

P r ä s i d e n t :  Wünscht noch Jemand das W o rt?
Abg. D  e s ch m a n n : Ich gestehe, daß mich die E r 

klärung, welche H err B a ro n  Apaltrern zu diesem Paragraphe 
uns geliefert, "etwas stutzen gemacht ha t, namentlich ist 
es ein Punct den er hervorgehoben h a t, nämlich die 
Beitragsleistim g zu Schulen und Kirchen.



Ich  kann dießfalls den H errn B a ro n  versichern, daß 
schon das absolute System , bezüglich der Schulen von 
dem Grundsätze ausgegangen is t, daß die G rnndobrig- 
kcitcn, da dieselben als solche von ihrer Bcitragslcistung 
fü r  die Schulen enthoben wurden, und nachdem sie nun
mehr in die Gemeinde gehören, nach demjenigen M od us  
besteuert werden, wie es bei allen übrigen Gemeindeglie- 
dcrn der F a ll ist.

Ich  finde cs jedoch sehr gefährlich auszusprechen, daß 
die dirccten Steuern nicht der richtige Bcitragsmaßstab sind.

M eine H erren, wornach werden denn die einzelnen 
Ausschußmitglieder gewählt? M i r  scheint, daß wohl die 
d i recte S teuer der Maßstab ist.

Wenn nun die directs S teuer zunächst Einem das 
Recht gibt, im  Ausschüsse zu sitzen, was bei V irils tim m en 
der F a ll ist, so glaube ich denn auch daß sie der natür
lichste , der richtigste Maßstab bezüglich der Vertheiluug 
der Gemcindelastcn ist. Es gibt wohl einzelne F ä lle , wo 
der Gewinn fü r den Einzelnen kein solcher ist, daß er den
selben unmittelbar fühlen könnte. A lle in  cs ist ja  eben 
die Gemeinsamkeit der Interessen, welche w ir  hier im  
Auge bchaltcn müssen.

Wenn w ir  von der Anschannngsweisc ausgehen, welche 
H e rr B a ro n  A p fa ltrc rn  uns früher auseinander gesetzt hat, 
so können ja auch sehr wichtige Aufgaben der Gemeinde, 
z. B .  die S an itä tspo lizc i ganz in Frage gestellt werden, 
und cs müßten am Ende auch den Acrmsten die meisten 
Lasten tre ffen, indem ja z. B .  der Arme die H ilfe  des 
Gemeinde-Arztes mehr in Anspruch nehmen w ird , als etwa 
der reiche Gutsbesitzer, der vielleicht sich seinen Leibarzt hält. 
Diese G ründe, denen ich noch mehrere beifügen könnte, 
welche ich jedoch wegen Kostbarkeit der Z e it anzuführen 
unterlasse, und die von dem H errn Vorredner schon ge- 
würdiget worden s ind , bestimmen mich fü r die Streichung 
dieses Paragraphes.

P r ä s i d e n t :  Wünscht noch Jemand der Herren 
das W o rt?

S ta tth . Freih. v. S c h lo  ß n i  g g : Ich  gehe gar nicht 
in  die Frage e in , ob es nützlich is t , Gemeinde - Erforder- 
dernissc ans einer andern B asis umzulegen, als auf die 
directe S teuer oder Verzehrungssteuer.

Ich  lasse diese Frage der Nützlichkeit gänzlich offen, 
und kann nur aus das Gesetz meine M einung hier stützen. 
D e r A r t  X  V. des Reichsgcsctzcs vom 5. M ä rz  1 8 6 2 , welcher 
in  der Regierungsvorlage tz. 80  angezogen is t , ist hier maß
gebend. Dieser A rtike l besagt: „Z u r  Bestreitung der durch 
die Einkünfte ans dein Gemeinde-Eigenthum nicht bedeckten 
Ausgaben zu Gemeindezwecken, kann die Gemeinde die 
Abnahme von Zuschlägen zu den dirccten Stenern oder 
zur Verzehrungssteuer, oder die Einhebung anderer A u f
lagen oder Abgaben beschließen." Nach dein zweiten und 
dritten A lin e a , welches über die A r t  und Weise dieser A b
nahmen spricht, kommt die vierte A line a , welche sagt: 
„Z u r  E in führung neuer Aiiflagcn und Abgaben, welche in 
die Kategorie der obigen Steuerzuschlägc nicht gehören, so 
wie zur Erhöhung schon bestehender Auflagen und Abgaben 
dieser A r t  ist ein Landcsgesctz erforderlich."

D a s  Reichsgesetz läßt also z u , daß die Gemeinde- 
Erfordernisse aiich nach anderer Basis, als bloß nach der 
S teuer umgelegt werden.

Alles das also, was von Seite des H errn Bericht- i 
crstatters zur Vertheidigung der Nützlichkeit solcher Uni- 
lagcn angeführt worden ist, ist vom Reichsgesetze anerkannt.

D a s  Rcichsgcsctz aber setzt fest, daß zur E in führung 
solcher neuer Auflagen und Abgaben ein Landesgesetz er-

X X X .  Landtags - Sitzung.

forderlich sei. V on  dieser Bcstiinmung weicht nun der 
Antrag des Ausschusses dahin ab, daß er von einem Lan- 
desgcsetze völlig  absieht, und die E inführung solcher A b
gaben lediglich der Gemeinde überlassen w ill.

W ollen w ir  nun sehen, was der Ausschuß fü r G a 
rantien dafür bietet, daß dieses Recht vom Gcmcindc- 
Ansschussc inner der nothwendigen Grenzen ausgeübt w ird .

D a s  erste Alinea sagt: „D e r  Gemeinde-Ausschuß 
kann in  jenen Fällen, wo Zuschläge zu den Steuern den 
richtigen Maßstab nicht ausdrücken, auch eine andere, dem 
jeweiligen Zwecke angemessene Umlageart bestimmen."

Jedermann w ird  m ir zugeben, daß das unendlich 
elastisch ist, „dem jeweiligen Zwecke angemessene Umlageart."

DaS letzte A linea enthält eine Berufung auf den 
§. 78 ; nämlich cS ist dann nach §. 78 vorzugehen, auch 
noch zur E in führung von besondern Auflagen und A b
gaben, wenn die auf diese A r t  aufzubringende Geldsumme 
entweder fü r sich allein, ober im  Vereine m it den gleich
zeitig beschlossenen Zuschlägen zu den dirccten Steuern 
jenes Procent dieser Steuern übersteigen, welche der A us
schuß selbst bewilligen samt.

I n  dieser Beschränkung, welche gegeben w ird , liegt 
allerdings die Sicherheit, daß die Geldsumme im  G a n 
zen das Prozent nicht übersteigen w ird . W o rin  liegt 
aber die Garantie, daß die Anftheilnng auf den Einzelnen 
diesen nicht in  einer ganz unverhältnißmäßigen und hor
renden Weise t r i f f t ? Dadurch, daß man die Umlage nach der 
dirccten S teuer macht, dadurch ist die Grenze desjenigen, 
was jeden Einzelnen betreffen kann, gegeben.

Wenn S ic  aus das höchste Ausmaß 50 pCt. gehen, 
so kann Jeder nu r 50 pCt. seiner S teuer beitragen; allein 
wenn sie die U m lagsa rt, den R eln itions - Maßstab ganz 
willkürlich lassen und nur die ganze Geldsumme rcpar- 
tire n , so kann den Einzelnen 30 —  40  pCt. der ganzen 
Auslage treffen.

N u n , diese Schwierigkeiten, glaube ich, verbunden 
m it denen, welche über einzelne Umstände schon von den 
Herren Vorrednern hervorgehoben worden sind, haben 
gewiß den Rcichsrath bewogen, ztoar diese A r t  der Um 
lage der Gemeinde-Erfordernisse nicht gänzlich zu untersagen, 
jedoch die E inführung derselben von einem Landesgcsetze ab
hängigen machen. D ie  Möglichkeit ist also gegeben. I n  einem 
jeden Falle, wo eine andere Umlagebasis als die S teuer ange
messen und nützlich is t, kann sie gestattet werden, nur w ird 
das nicht willkürlich den Gemeinden überlassen, sondern 
durch das Landcsgesctz bestimmt. D e r Ausschuß-Antrag 
geht auf nichts Anderes hinaus in  letzter Auflösung, als 
daß man sich über das Rcichsgcsctz und dessen klare B e 
stimmungen hinaussetze. Es w ird dafür die Autonomie der 
Gemeinden in  Anspruch genommen. W ir  sind alle davon 
überzeugt, daß die Autonomie der Gemeinde eine nvhwcn- 
digc Sache is t;  allein der Ausschuß hat in  seinem V o rla - 
geberichte selbst angeführt, daß die Gemeinde ein Glied 
dcö Staates is t,  und sich an die Ordnung des Staates 
halten muß. D ie  Ordnung des S taa te s , das sind seine 
Gesetze. W as außer dem.  Gesetze is t, das Gesetz nicht 
achtet, ist W illkü r. W illkü r wollen w ir  eben vermeiden 
durch die E inrichtungen, welche w ir  jetzt treffen. M ag  die 
W illkü r da oder dort von der autonomen Gemeinde oder 
einem andern O rgan  geübt werden, so bleibt sie W illkü r. 
Ans das tnöchtc ich aufmerksam machen.

Aus diesem Grunde glaube ich, daß an der Regie
rungsvorlage festzuhalten is t, weil sie aus dem Reichsge- 
sctzc beruht.

Ich kann nichts anderes sagen, meine H erren, als, 
wenn S ie  die Reichsverfassung, und das m it vollem



R echte, und  die Reichsgesetze in  Anspruch n e h m e n , beginnen 
S i e  nicht d a m it, sich ü ber ein Rcichsgcsctz h in a u s  zu setzen.

P r ä s i d e n t :  W ünscht noch Je m a n d  von den H erren  
d as  W o r t ?

A bg. K a p e l l e :  Ic h  bitte u m  d a s  W o rt.
I m  In te re sse  der G em cind c-A n ton om ic  w ürde ich fü r  

die F assung  dcö P a r a g r a p h s  nach dem A nsschußan trage 
stim m en. I c h  illu s trirc  diese A nschannng in  zwei B eisp ie len .

E s  w u rde  in M o tt l in g  ein P sarrh o s-W irth sch aftsg cb äu d e  
g e b a u t, u nd  da haben  sich die G em eindevorstände bezüglich 
des C o n cu rrenzbeitrag es fü r  die V erth c ilu n g  stach dem 
S te u e rg u ld e n  erk lärt. E in  gleicher F a l l  ist in  S e m ič  ge
schehen , d a  haben  aber die G cm cindcvorständc von der 
V erth c ilu n g  nach dem S tc u e rg u ld c n  abgesehen, und haben 
beschlossen, den M o d u s  der V erth c ilu n g  nach der H äu scr- 
zah l festzusetzen. A lso n u r  in  dem einen F a lle  in  M o tt l in g  
w u rde  die U m lage nach der S te u e r  r c p a r t i r t ,  in  S e m ič  
aber nach der H äu serzah l.

Jn so fc rn c  wünschte ich also au ch , daß in  solchen F ä llen  
die A u tonom ie der G em einde vollständig  g ew ah rt werde. 
I c h  s tim m e, wie g esag t, m it dem A n ssch u ß an tra g e , n u r  
m it der einzigen B esch rän k u n g , daß es im  ersten A linea , 
wo eö jetzt h e iß t,  „dem  jew eiligen  Zwecke angem essener," 
s ta tt  dessen gesetzt w e rd e : „eine den B illig k c its  - und G e 
rechtigkeits-Rücksichten m öglichst R echnung tragende U m la g ö - 
a r t  u . s. f ."

P r ä s i d e n t :  D e r  h . L andtag  h a t d as  A m endem ent 
des H e r rn  A bgeordneten K apelle v e rn o m m e n , ich bringe 
dasselbe zu r U n tcrstü tzungsfragc. J e n e  H e r r e n , welche daS- : 
selbe unterstützen w o lle n , b itte  ich , sich zu erheben. ( E s  
erhebt sich N iem an d .)  E s  ist abgelehnt. W ünscht noch 
Je m a n d  der H erre n  d a s  W o r t  zu § . 8 1 ,  w enn nicht so 
. . . .  (w ird  unterbrochen vom )

Abg. D  e r  b i t  s ch : Ic h  habe n u r  m it ein P a a r  
W o rte n  eine factische B em erku ng  zn der R ede des H e rrn  
A bgeordneten  K apelle zu machen.

Ic h  w ill n u r  sagen , daß m eines W issens der G em einde- 
v orstand  in S e m ič  —  w enigstens f rü h e r , und  ich nehm e an , 
daß  er noch so beschaffen i s t ,  wie er w ar —  a u s  M ä n n e rn  
b esteh t, welche bedeutende W cin g ärn tcn  besitzen und daß es 
in  der G em einde sehr viele Kaischlcr gibt. E s  m ag also v ie l
leicht die H än se ra n za h l den Ausschuß dazu bewogen haben.

Abg. K a p e l l e :  Ic h  bitte nochm als u m  d a s  W o r t  
zu  einer factischcn B erich tig u n g . B e i  derselben G eleg en 
heit sind die ärm sten  Kaischlcr von der U m lage  ganz a u s 
genom m en w o rd e n , jene a b e r ,  die n u r  ein sehr geringes 
V erm ö g en  g e h a b t, sind n u r  m it der halben B e itrag S q n o te  
bedacht w orden .

P r ä s i d e n t :  W ünscht noch Je m a n d  von den H erren  
d a s  W o r t ?  (N ach einer P a u se .)  H e r r  B a r o n  v. A p fa ltre rn  
a l s  B erich te rs ta tte r h a t d a s  letzte W o rt.

B crich tcrst. F re ih . v. A p f a l t r e r n :  Ic h  habe n u r  
v on  S e i te  E in e s  H e r r n , welcher n i c h t  dem S ta n d e  der 
B e a m te n  a n g e h ö r t,  eine A nfechtung unseres A n tra g e s  ver
n om m en. Ic h  erlaube m ir  d a ra u s  fü r  m eine P e rso n  den 
S c h lu ß  zu z ieh en , daß dem Ausschüsse die practischc A n 
schauung der B ed ü rfn isse  des L andes denn doch nicht fehlt.

A ns E in e s  weise ich zunächst h in ,  und dieses i s t ,  nach 
m e in er Ansicht der schlagendste B e w e is  ■—  d as schlagendste 
M o t i v , welches ich fü r  die G ü te  dieses P a ra g ra p h e n  geben 
k a n n , näm lich d ie ß , daß w ir  u n s  nicht denken d ü r fe n , unser 
zukünftiger G em einde-A usschuß  sei gleich zu stellen dem ge
g enw ärtigen  B ez irk sam te . D e r  A usschuß , welcher in  Z u 
kunft von der G em einde gew ühlt w erden w ird , w ird  hoffen t
lich der V e rtre te r  der In te re ssen  seiner M a n d a n te n  se in ; 
er w ird  hoffentlich d a s  G ew issen h a b e n , d as  zu th u n , w a s

d a s  In te resse  seiner G cm eindcgcnossen ford ert. W ird  c§ 
der G em einde-A usschuß zw eckm äßig, dem H e ile ,  bett I n 
teressen der G em einde entsprechend f in d e n , In  derselben eine 
U m lage nach den S te u e rn  au fzu le g en , dann  w ird  er cs 
th u n . W ird  er dieß aber nicht thunlich  f in d e n , w ird  er 
einen anderen M a ß s ta b  erblicken, der den In te re ssen  der 
G em einde besser R echnung t r ä g t ,  so gibt ihm  § . 8 1  der 
G cm cindcordnung  —  nicht etw a ein „ M u ß " , sondern  n u r  
—  die M öglichkeit an  die H a n d ,  d as  zu t h u n ,  w a s  er 
dem In te re sse  entsprechender findet. D e r  § . 8 1  n ö t h i g t  
ihn  n i c h t ,  denn es heißt im  B e g in n e  desselben ausdrück
lich : „der G em ein d e -A u ssch u ß  k a n n  zu r Bedeckung :c ."

W ollen  S i e  ihm  eine Fessel a n le g e n , daß er sich u n a b 
änderlich an  die S te u e rn  h a l te , welche in  vielen F ä llen  
wirklich nicht der w ahre M a ß s ta b  s in d , u nd  w o rüb er die 
A usschußm itglieder vollkommen u n te r  e inander einverstanden 
sein k ö n n en , daß die llm lag c  nach der S te u e r  n i c h t  zu 
geschehen h a b e ; in  einer a n d e re n , gerechteren A rt aber d a rf 
die U m legung nicht e rfo lg en , w eil d a s  Gesetz c v m m a n d irt!  
( R u f e : R ic h tig !) I s t  d a s  A u to n o m ie ?

M e in e  H e r r e n , w enn S i e  von der V o raussetzung  a u s 
g ehen , daß der Ausschuß willkürlich zu W erke geht, wie dieser 
A usdruck von jedem  m einer H erren  W idersacher g ew äh lt 
w orden  i s t ,  j a ,  d an n  ist u nser Gcmeindegesetz richtig nichts 
nutz. A ber dann  nehm en S i e  B es tim m un gen  h in e in , wie 
S i e  wol l e n ,  wie S i e  g la u b e n , wie s ie , ich w eiß nicht 
w e r ,  dann  b ie th en  k a n n , d an n  w erden sic doch keine gute 
W irku ng  haben . W e n n  S i e  v o rau sse tzen , daß der A u s 
schuß der G em einde willkürlich zu W erke g eh t, daß er daö 
In te re sse  derselben nicht w a h r t ;  dann  binden S i c  ihn  an  
einen Jn stan zen zu g  von  5 0 0  In s ta n z e n , w enn S i e  w o llen ; 
w enn S i e  die C an te l gegen solche V o rg ä n g e  nicht eben im  
Ausschüsse selbst f in d e n , d an n  w eiß ich nicht m e h r ,  w o rin  
sic gefunden w erden kann.

E s  w urde e rw ä h n t,  die S te u e rn  seien schon deßhalb 
der richtige M a ß s ta b ,  w eil nach den S te u e rn  g ew äh lt 
w erde.

M ein e  H e r r e n ,  dem widerspreche ich! E s  w ird  nicht 
nach der S te u e r  gew ählt. E s  ln erben a llen fa lls  die W ä h 
lerlisten  , w eil m a n  endlich ü b e rh au p t eine O rd n u n g  in  die 
S ach e  bringen  w i l l ,  nach der S te u e rq u o te  in  h erab lau fcn - 
der R eihe der S te u e r  zusam m engestellt; daß ist aber auch 
der einzige E in f lu ß , den die S te u e r  ans die W a h l ha t.

E s  w ird  nicht nach der S te u e r  g ew äh lt, m eine H erre n , 
cS w ird  nach dem V e rtra u e n  g e w ä h lt! W e r d as  V e rtra u e n  
nicht besitzt, und  w enn er die meiste S te u e r  in der G e 
m einde z a h l t ,  so w ird  er doch nicht in  den Ausschuß, ge
w ä h lt w e rd e n ; er w ird  vielleicht eine V irils tim m e haben  
u nd  d ort a ls  w eißer S p a tz  u n te r den schwarzen sitzen. 
(H eiterkeit) d a s  V ertrau en  aber w ü rde  ihm  doch nicht 
w erden.

D ie  S te u e r  ist also nicht der M a ß s ta b , nach welchem 
der A usschuß zusammengesetzt w ird , d a s  V e rtra u e n  beruft ihn .

D a r u m , m eine H e r r e n , komm en S i c  dem Ausschüsse 
en tg eg en , und  gew ähren  S i e  ihm  die G eleg en h e it, d a s  
V e r t r a u e n , d as  in  ih n  gesetzt w i r d , zn rechtfertigen. E r  
w ürde aber dieses V e rtra u e n  nicht rechtfertigen können, 
w enn  S i e  ihn  u n te r  so bindende M a ß re g e ln  ste llen , daß 
er sich nicht rü h re n  k an n , daß  er die In te re ssen  seiner G e 
m einde nicht w ah ren  k a n n , selbst d an n  n ich t, w enn  er w ill.

M e in e  H e r r e n ,  ich f ra g e , ist denn d a s ,  w a s  der 
A usschuß dem h. H ause zu r A nnahm e anem pfiehlt und  nach 
einer unendlich la n g e n , re iflichen , in  alle möglichen D e ta i l s  
eingehenden V e rh a n d lu n g  a n em p fieh lt, ist denn  d a s  so 
e tw as A u ßero rden tliches?  I s t  cs nicht in  der tag täglichcn  
U ebung der G em einde bereits  gegeben? Nach welchem



M a ß s ta b e  w urde b is  jetzt m cistenthcils u m g e le g t?   ̂ Nach 
beut H ubenstande. E s  ist meist g a r  keine F r a g e , wie u m 
gelegt w erden soll —  die H ube zah lt cs. J a ,  ist d as 
die L f. S t e u e r ? B e i  w eitem  nicht. D e r  H u benstand  ist 
in  K ra iu  ein so versch iedenartiger, daß m a n  beinahe nicht 
2  G em einden  neben einander f in d e t , wo u n te r  einer ganzen, 
h a lb e n , D rittc lh u b c  dasselbe verstanden w ir d ,  sondern  cs 
is t d a s  ein B e s te u e ru n g s-V e rh ä ltn is ;, welches eben der G e 
rechtigkeit so ziemlich R echnung trä g t.

E s  sind aber auch andere I lm la g s a r te n  sehr üb lich ; 
ich m eine nam entlich den V ic h s ta n d , der fü r  gewisse G e- 
meindczwccke säst durchgchcnds a ls  M a ß s ta b  der  ̂ U m lage 
gebraucht w ird . N ehm en S i c  z. B .  Rücksicht au f d ieA lpen - 
g cg cn d e» , wo einer G em einde daö Recht des V ieh au f- 
tricbeS zusteht. D e r  H ir t  m uß bezahlt w e rd e n , er w ird  in  
allen F ä lle n  nach der S tück zah l des V ieh es  bezahlt und 
keinem einzigen G cm cindevorstande fü llt es e in , diese A u s 
gabe an d e rs  u m zu leg en , a ls  nach dem V ieh stan d e , und  kei
nem  M itg lie d e  der G em einde fä llt eS e in ,  sich d arü b er zu 
beschw eren, w eil dieß schon seit J a h rh u n d e r te n  a ls  ein ge
rechter M a ß s ta b  anerkannt w i r d ; und  S i c  w ollen  dem A u s 
schüsse, den M ä n n e rn  des V e r t r a u e n s ,  der G em einde die 
M öglichkeit benehm en, fü r  alle Z uk un ft in dieser A rt v o r
zu g eh en , w ie es im  Lande schon län gst H erkom m en und 
vollkom m en m it B e ifa l l  aufgenom m ener UsuS i s t?  (R u fe :  
S e h r  r ic h tig !)

Ic h  wende mich n u n m eh r gegen die E in w end un g , 
welche S e .  Exzellenz der H e rr  S ta t th a l te r  dem A n trag e  des» 
Ausschusses entgegengestellt ha t. D a ö , m eine H e r r e n , w a r  
diejenige E in w e n d u n g , welche der Ausschuß im  V o rh in e in  
befürchtet h a t , und  welche ohne Z w eife l m it dem meisten 
G ru n d e  der P o s itio n  des Ausschusses entgegengesetzt w erden 
k a u n , näm lich d ie , daß dadurch denkbar m öglicher W eise 
der A rtikel XV des R .  - G . am  5 . M ä rz  1 8 6 2  verletzt w erde.

Jedoch eben w eil der A usschuß so einstim m ig in  
seinem U rtheile  w a r ,  daß dieser § . 8 1  ein w ah res  H e il 
fü r  die G em einden  sein k ö n n e , deßwegen h a t der Ausschuß 
g e g la u b t, er dürfe sich auch nö th ig ciifa lls  ü ber d as  Gesetz 
h inaussetzen und  dessen D e ro g iru n g  und  A enderung  bei der 
R eg ie ru n g  eventuell fü r  den F a l l  b e a n tra g e n , daß m a n  der 
Ansicht >värc, der Artikel XV  stehe einer solchen B e s tim 
m u ng  entgegen.

I c h ,  jedoch , m eine H e r r e n , bin nicht dieser A nsicht; 
d e n n , a ls  ich die Rechte s tu d ir te , w u rde  m ir  g esa g t, m a n  
müsse ein Gesetz so in te r p r e t i r a t , daß er einen gesunden 
S i n n  h a b e , und  daß die A u s le g u n g , die um it ihm  gibt, 
nicht zu einem  U n s in n , ober w enigstens nicht zu einer U n- 
zukömmlichkcit führe.

M e in e  H e r re n , es w ird  mich sehr w enig M ü h e  
kosten , zu bew eisen, daß dieß bei A rtikel XV zutreffe, 
w enn  er in  der A rt au fgefaß t w i r d ,  daß eine G em einde, 
welche irgend  eine A u sgabe  in  einer an dern  W e ise , a ls  
m itte lst der l. f. S te u e r  au f die G em cindem itg lieder 
um legen  w i l l ,  gcnöthiget is t ,  die E rlassu ng  eines L andes- 
gcsctzes zu diesem Zwecke zu erw irken. D i e ß , m eine H erren , 
fü h rt in  seinen Consequcnzcn zu einer g ro ß e n , zu einer 
dcrgestaltigcn Jn c o n v e n ie n z , daß ich sagen m u ß ,  cs fü h rt 
ad  ab su rd u m . Ic h  erlaube m i r , I h n e n  d as  durch ein 
B e isp ie l zu beweisen. M ö g e n  S i e  bett § . 8 1  « o tira t  ober 
n ic h t, m eine H e r r e n , ich greife nicht im  entferntesten ih rem  
U rthe ile  v o r ,  d a s  jedoch w ird  m ir  J e d e r  zugestehen, daß, 
w enn cs sich d aru m  h a n d e lt ,  in  der G em einde fü r  d as  
G em eindevich einen H ir te n  zu bestellen, es gerechter ist, 
denselben nach der S tück zah l des V iehes zu bezahlen. 
W e n n  m m  die G em einde daö  einsieht und w enn ih r 
G em einde-A usschuß  wirklich bett B eschluß f a ß t ,  es habe

die U m lage in  dieser A rt zu e rfo lg en , daß J e d e r ,  der 
ein S tü ck  V ieh  besitzt, jährlich  so und  so viele K reuzer zahlen 
so lle , um  den G em eindeh irten  fü r  seine M ü h e w a ltu n g  zu en t
lo h n e n , so m u ß  sich die G em einde au  den L andtag wenden 
und m u ß  ihn  b i t te n , darüb er ein Landesgcsctz zu erw irken. 
D e r  L andtag  m uß  diesem G egenstände eine S itz u n g  w id 
men m uß  d arü b er Beschluß fassen, der B eschluß m uß 
h in au f gehen zu r S a n c tio n  des K a is e rs , an d ers  kom m t 
ein Landesgcsctz nicht zuwegcu. D iese r  eine F a l l  kann in t 
Lande in  h un dert G em einden  vorkom m en , und der L andtag  
m uß h u n d ert G em einden zu G efa llen  hun dert S itzu n g en  
h a l te n , h u n d ert Landcsgcsetzc erwirken. D a  ist eö viel 
zw eckm äßiger, m eine H e r r e n , wenn w ir unsern  L an dcs- 
AuSschuß ein fü r  alle M a l  erm äch tigen , die G em eindeh irten  
au s  dem Landcsfonde zu b o ttra t  und  so dem Lande diese 
S itzun gen  ersparen.

Ebenso kann cs m it anderen A u slag e n  g ehen , und 
cs könnte der L andtag  bei consequentcr D u rch fü h ru n g  
des G esetzes, w enn dieses näm lich so zu verstehen w äre , 
3  M o n a te  im  J a h r e  im m erfo rt t a g e n , u m  derlei Gesetze 
zu votircn .

M e in e  H e r r e n ,  ich g laube ich habe Recht g eh ab t, zu 
sag en , daß ein G esetz, w enn es zu solchen Consequenzen 
fü h r t ,  entw eder nicht g u t ist —  und  d a s  w ollen w ir  nicht 
voraussetzen —  oder daß es nicht richtig in tc rp re tir t  w urde, 
und d a s  ist d a s ,  w a s  ich beweisen w ollte.

Ic h  glaube auch d araus hinweisen zu können, daß die 
B es tim m u n g  des A rtikels XV des bezogenen Rcichsgesetzes 
nicht so klar i s t ,  wie S c .  Excellenz behaupte t h a t ,  daß 
näm lich u n b ed in g t fü r  eine solche A rt von U m lagen  von 
F a ll zu F a l l  ein besonderes Landcsgcsetz erforderlich fei.

D a s  4 . A linea  dieses Gesetzes l a u te t : „ Z u r  E in 
führung  neuer A uflagen  und  A b g ab en , welche in  die C a te 
goric der obigen S teuerzuschlüge nicht g eh ö ren , sowie zur 
E rh ö h u n g  schon bestehender A uflagen und  A bgaben dieser 
A r t ,  ist ein Landesgcsctz erforderlich. D ie  A r t ,  in welcher, 
und d as  M a ß  nach welchem die einzelnen G em cindcm it- 
glicdcr zu den A usgaben  der G em einde concuriren  sollen, 
bestim m t d as  Gesetz inn erh alb  der durch ein Landesgcsctz 
festzusetzenden G ren zen ."

N u n ,  w enn  von F a ll  zu F a ll  ein Landesgcsctz erfo r
dert w ird , so bestim m t d a s  Gesetz n ich t: „kraft e i n e s  
Landcs-G csctzeS," sondern „ la u t  so vieler c rfiicßeudcrL andcs- 
Gesetzc." Ic h  g la u b e , daß w ir  sehr gut sagen können, D a s  
h ier (den G e m e in d e -O rd n u n g s-E n tw n rf  vorw eisend) ist d a s  
L andes-G esctz , au f G ru n d la g e  dessen die G em einden derlei 
U m lagen  vo tircn  können. E s  geht h in au f zu r S a n c tio n  des 
K aisers und  d o rt kann die R eg ierun g  Einsprache th u n  im  
S in n e  des A rtike ls X V ., und  fü r  diesen eventuellen F a ll  stellt 
der A usschuß den A n tra g ,  daß die R eg ierun g  au f G ru n d la g e  
der L a n d e sO rd n u n g  gebeten w erde, die B es tä tig u n g  dieses G e 
setzes im  verfassungsm äßigen  W ege zu erw irken; in  dieser H in 
sicht w ird , g laube ich, sein H in dern iß  obw alten , beim, w enn 
eö den In te re ssen  des Landes so angemessen is t ,  w ird  die 
R eg ierun g  der S a n c t io n  nicht entgegentreten.

S i c ,  m eine H e rre n , haben zu entscheiden, ob S i e  cs 
zweckmäßig finden, den G em einde-A usschuß d e ra rt zu binden, 
daß er unb ed in g t und  im m er nach den directcn S te u e rn  
um legen m u ß ,  oder aber ihm  die M öglichkeit und die 
E rla u b n iß  einzuräum en, verm öge G em einde-Beschlusses die 
U m lage an d e rs  zu bestimmen. ( B r a v o , B r a v o !)

P r ä s i d e t :  D ie  D eb a tte  ist geschlossen.
S ta t th a l t e r  F re ih e rr  v. S  ch l o i ß n i g g : Ic h  w erde 

n u r  ein P a a r  kurze W orte  vorbringen . D e r  H err B erich t
erstatter h a t  a u s  dem letzten A linea des bezogenen A r t i
kels X V . die M öglichkeit d e d u c ir t, daß  diese G em einde-



Ordnung als das Landcs-Gesetz anzusehen fe i, dessen das 
Reichsgesetz erwähnt. Ich glaube, man kann ein Gesetz 
nicht so in te rp re tira t, daß ein Passus desselben durch die 
In terp re ta tion  ganz unnöthig gemacht w ir d ; das geschieht 
aber, wenn man die Behauptung des H errn  Bcrichtcrstat- 
ters als richtig ann im m t, m it dem vierten Alinea des 
Artikels X V ., welches ganz klar und deutlich sagt:

„Z u r  E in führung neuer Auflagen und Abgaben, welche 
in die Categoric der obigen Steuerznschläge nicht gehören, 
sowie zur Erhöhung schon bestehender Auflagen und A b
gaben dieser A r t ,  ist ein Landes-Gesetz erforderlich. D ie  
A r t ,  in welcher, und das M a ß , nach welchem die ein
zelnen G em einde-M itglieder zu den Ausgaben der Gemeinde 
emmtriren sollen, bestimmt das Gesetz innerhalb der durch 
ein Landes - Gesetz festzusetzenden Grenzen."

W enn ich mm annehme, daß die weiteren Bestim 
mungen über die A r t  und das M a ß , in welchen die ein
zelnen G em einde-M itg lieder concurircn sollen, und wozu 
wieder ein Landes-Gcsctz erforderlich ist, schon die Berech
tigung einschließen, ein Landcs-Gesetz zu erlassen, wodurch 
alle Gemeinden nach ihrem Ermessen "die Berechtigung hierzu 
erhalten, so steht der ganze vierte Absatz des Artikels X V . 
völlig nutzlos im  Gesetze; das glaube ich aber eben nicht 
annehmen zu können.

Ich  wiederhole, daß ich in  die Nützlichkeit des A us
schuß - Antrages nicht eingehe, sondern mich bloß auf der 
Basis des Gesetzes bewege.

D e r H e rr Berichterstatter hat sich bemüht, das Gesetz 
ad absurdum zu ziehen. Ich  glaube, daß gerade die B e i
spiele, welche der H e rr Antragsteller gegeben hat, in  P raxis  
kaum oft vorkommen werden; ich weiß nicht, ob die s. g. 
Gem einde-H irten eben von der Ortsgemeinde werden auf
genommen werden. D a s  w ird  wieder zu einer Frage der 
inneren Oeconomic der Gemeinde führen, wo ih r die 
Autonomie ohne weiters gewahrt bleiben w ird .

Wenn aber der H e rr Berichterstatter weiters sagt, daß 
sich auö der Feststellung des A rt. X V  des Reichsgesetzes 
große Jnconvcnienzcn und große Schwierigkeiten fü r  die 
Gemeinden ergeben werden, so w ill id) das nicht in  Abrede 
stellen, und w ill and) nicht länger das h. Haus m it dieser 
E rörterung hinhalten.

Id )  erlaube m ir aber auf bett §. 19 der 8. O . auf
merksam zu machen, woruad) der Landtag berufen ist, über 
kundgemad)te allgemeine Gesetze und Einrichtungen bezüglid) 
ih rer Rückwirkung auf das W oh l des Landes zu berathen 
und Anträge zu stellen.

Wenn nun das h. Haus findet, daß das Reichsgcsctz 
vom 5. M ä rz  1862 in seinem Artikel X V . wirklich so 
beengende Anordnungen festgesetzt h a t, so ist durck) die 
Landes-O rd n u n g  der Weg angezeigt, wie die Abhilfe zu 
suchen is t; diese A bh ilfe , glaube id), ist auf dem von m ir 
angedeuteten Wege zu suchen, nicht aber dadurd), daß 
man in einen, S r .  M ajestät vorzulegenden, einen andern 
Gegenstand betreffenden Gesetzentwurf, eine m it dem Reichs
gesetze nicht vereinbarlid)e Position aufnimmt.

P r ä s i d e n t :  D ie  Debatte über §. 81 ist geschlossen.
Es liegt nun außer dem Ausschuß - Antrage nur ein 

Antrag des H errn Abg. Derbitsch vor, welcher die Ableh
nung deS Ausschuß - Antrages be fie lt, und bat §. 80  der 
Regierungs-Vorlage an dessen S te lle  angenommen wünscht.

D a  der Ausschuß-Antrag jedenfalls weitergehend ist, 
als die R e g ie run gs-V o rlag e , so bin ich bemüßiget, den 
erstem voran zur Abstimmung zu bringen. Derselbe besteht 
zwar aus mehreren A liu e a 's ; da fid) jedoch die E inwen
dungen dagegen nur auf den ganzen Paragraph und nicht 
auf die einzelnen Absätze desselben bezogen, so glaube ich

gcschäftsorduungsmäßig vorzugehen, wenn ich über den 
ganzen Paragraph abstimmen lasse.

W ird  dießfalls eine Einwendung erhoben, oder wirk» 
der Wunsch geäußert, über die einzelnen Absätze abzn- 

: stimmen? (E s meldet sich Niemand.) Wenn nicht, so bringe 
ich bett §. 81 in der Fassung, wie er den Herren vorliegt,

; zur Abstim m ung, und bitte jene H e rren , welche m it dem 
Ausschuß -A ntrage des §. 81 einverstanden sind, sich zu 
erheben. (Geschieht.)

Es sind 26 M itg liede r h ie r, folglich sind 14 die 
M a jo r i tä t , und ich glaube, es sind 14 S tim m en dafür. 
(R u fe : N e in ! und) neuerlicher Zählung.) E s ist die M i 
noritä t, der Paragraph ist sohin abgelehnt, und cs kommt 
dem zu Folge der §. 80  der Rcgicrnngs - Vorlage zur 
Abstim m ung, welcher lautet (Abg. Ambrosch verläßt den 
S itzungssaal):

„Z u r  E in führung neuer Auflagen und Abgaben, welche 
I in  die Categoric der Zuschläge zu den dirccten Steuern 
j oder der Verzehrungssteuer nicht gehören, sowie zur E r 

höhung schon bestehender Auflagen und Abgaben dieser A r t  
ist ein Landes - Gesetz erforderlich."

D ie  Beziehung auf den Artike l X V . dcS Rcichsgcsctzes 
j bleibt weg.

Jene Herren, welche m it §. 80  der R egierungs-V or
lage einverstanden sind, bitte ich, sich zu erheben. (Geschieht.) 
D ie  R eg ie rungs-V orlage  ist ebenfalls in der M in o r itä t  
verblieben.

Abg. D  c s d) m a n i t : Ich  glaube, daß über ein be
stehendes Gesetz gar nicht abgestimmt werden kann.

Berichterst. Freih. v. A p f a l t r e r u :  Ich  bitte um 
E ntsd iu ld iguug, das Gesetz besteht nod) nicht.

Abg. ® c f c f ) m a t u t :  Ich  würde glauben, die Regie
run g s-V o rla g e , die int §. 80  ganz aus dem Rcichsgesctzc 
entnommen ist, sei bereits Gesetz, und cs entfä llt dießfnlls 
jede Abstimmung.

P r ä s i d e n t :  D a s  hat seine R id)tigke it, daß das 
Gesetz g ilt. Es mußte aber hier eigens aufgenommen 

j werden und da cS hier Gegenstand der Verhandlung und 
Abstimmung w a r, so mußte id) es zur Abstimmung bringen.
E s ist abgelehnt worden, und id) kann nur das Factum 
der Ablehnung constatircu; daraus geht nicht hervor, daß 
das Reichsgesetz aufgehoben worden wäre. W ir  gelangen 
zu §. 82.

Abg. B r o l i c h : §. 81 ist jetzt entfa llen, cS kommt 
daher eine neue Num erirunz.

Berichterst. Freih. v. A  p f  a l  t  r  e r  n : D a s  w ird  schon - 
später regu lirt werden.

P r ä s i d e n t :  I m  Uebrigen steht uns ohuedieß nodj 
die dritte Lesung bevor, und in dieser 3. Lesung können 
noch immer Aenderungen eintreten.

Bcrid)terst. Freih. v. A  p s a l  t  r  c r  n : (Liest §. 82).
P r ä s i d e n t :  Wünscht Jemand von den Herren zu 

diesem P aragraph, der nun §. 81 lauten w ird , das W a r t ?
Berichterst. F rcih. v. A  p s a l  t r  e r  n : Ich  erlaube 

m ir  nu r zu bemerken, daß die N u m eriru ng , wie sie der 
Ausschuß-Antrag jetzt en thä lt, fü r die Zukunft beibehalten 
w ird  und zwar zur Vermeidung wiederholter Corrccturcn, 
indem ohucdieß seinerzeit bei der Redaction des Gesetzes 
selbst die dießfälligen Acudcruugen werden vorgenommen 
werden.

Ich erlaube m ir  tvcitcrs die Bem erkung, daß and) 
die Einbeziehung der W orte „a ls  andere Auflagen und 
Abgaben" im  Ausschuß - Antrage bod) nicht überflüssig ge
worden is t, wenn and) der §. 81 wegfiele, w e il eben der 
ß. 73 auch andere Arten von Umlagen zuläßt, als solche, fü r 
welche von F a ll zu F a ll ein Landcsgesetz erforderlich wäre.



P r ä s i d e n t :  Wünscht Jemand der Herren das 
W o r t?  (Nach einer Panse.) W enn nicht, so bringe ich 
diesen Paragraph in der Fassung, die der Ausschuß vor
gebracht h a t, zur Abstim m ung, und bitte jene Herren, 
welchc damit einverstanden sind, sitzen zubleiben. (E s er
hebt sich N iemand.) E r  ist einstimmig angenommen.

Bcrichtcrst. Frcih. v. A p s a l t r c r n :  (Liest 83).
P  r  ä s i  d e n t :  Wünscht Jemand der Herren zu §. 83 

daS W o rt?  (Nach einer Panse.) Wenn nicht, so bringe 
ich diesen Paragraph in  der vorgetragenen Fassung zur 
Abstimmung und bitte jene Herren sitzen zu bleiben, welche 
dam it einverstanden sind. (ES erhebt sich Niemand.) E r 
ist angenommen.

Berichterst. F rü h . v. A p f a l t r c r n :  (Liest §. 84).
P r ä s i d e n t :  Wünscht Jemand zu §. 84  das 

W o r t? (Nach einer Pause.) Wenn nicht, so bringe ich diesen 
Paragraph in  der eben gelesenen Fassung zur Abstimmung. 
Ic h  bitte jene Herren sitzen zu bleiben, welche ihn an
nehmen wollen. (E s  erhebt sich Niemand.) E r  ist ange
nommen.

Bcrichtcrst. F rc ih . v. A p f a l t r e r n :  (Liest §. 85).
P r ä s i d e n t :  W ird  zu diesem Paragraphc daS 

W o rt gewünscht? (Nach einer Panse.) W enn nicht, so 
bringe ich den §. 85  zur Abstim m ung, und ersuche jene j 
H e rren , welche ihn annehmen, sitzen zu bleiben. (N ie- ! 
mand erhebt sich.) E r ist angenommen.

Berichtcrst. Frcih. v. A p f a l t r e r n :  (Liest ß. 86).
P r ä s i d e n t :  W ird  zu diesem Paragraphe das W ort 

gewünscht? (Nach einer Pause.) Wenn nicht, so bringe 
ich ihn zur Abstimmung, und bitte die Herren, die m it 
demselben einverstanden sind, sitzen zu bleiben. (Niemand 
erhebt sich.) E r  ist angenommen.

Ich  glaube hiemit die heutige Sitzung zu beenden. Ich 
habe dem hohen Hause Folgendes bekannt zu geben: D e r 
F inanz-Ausschuß w ird  eingeladen, heute Nachmittag um 
5 U hr im  Confcrcnzsaale zu einer Sitzung zu erscheinen.

D e r Ausschuß fü r das Gesetz, in  B etre ff der S chu l
patronate , und der Kostcnbestrcitung fü r die Localitäten 
der Volksschulen hat m ir heute den Gesetzentwurf und 

' den Bericht darüber zur Veranlassung der Vervielfä ltigung 
i übergeben. Derselbe w ird  in einer der nächsten Sitzungen 

an die Tagesordnung kommen.
Ebenso ist m ir  der Antrag des Finanz-Ausschusses im  

Gegenstände der Erbauung einer Brücke über die Save bei 
Gurkfeld übergeben werden, welcher ebenfalls lithographirt, 
verthe ilt, und ebenfalls in kurzer Z e it auf die Tagesordnung 
gestellt w ird.

A ls  nächste Tagesordnung bestimme ich die F o rt
setzung der heutigen, nämlich die Beendigung der B e ra 
thung über die Gemeindcordnung, und als nächsten S itzungs
tag M orgen V orm ittag  10 Uhr.

I s t  etwas dagegen einzuwenden? —  D ie  Sitzung ist 
geschlossen.

(Schluss der Sitzung 2 Uhr 2 0  M inuten.

— — ^vzn/X/XAZVX/X/X/XA/V'^Vv/ ^ ^ ——

Druck von Jgn. v. Klcinmahr und F. Bamberg.
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